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Die neuen Reformgesetze in der Zwangsvollstreckung

Chancen oder verpasste Chancen?
Kurz vor Beginn der parlamentarischen Sommerpause, die
gleichzeitig das Ende der letzten Legislaturperiode einläutete,
hat der Gesetzgeber noch drei Reformgesetze verabschiedet,
welche die Zwangsvollstreckung mehr oder weniger stark
beeinflussen werden.

Das Gesetz zur Reform der Sachaufklärung in der Zwangs-
vollstreckung soll die Mobiliarzwangsvollstreckung auf neue
Füße stellen und effektiver gestalten, mit dem Gesetz zur
Reform des Kontopfändungsschutzes soll der Pfändungs-
schutz bei Kontopfändungen vereinfacht werden und das
Gesetz über die Internetversteigerung soll ein breiteres Spek-
trum an Verwertungsmöglichkeiten pfändbarer Gegenstände
schaffen.

Für die deutschen Gerichtsvollzieherinnen und Gerichts-
vollzieher stellt sich nun die Frage, ob diese Reformgesetze in
der Praxis den Ansprüchen, die der Gesetzgeber mit der
Verabschiedung der Gesetze verbunden hat, gerecht werden
können. Gerade im Bereich der Zwangsvollstreckung ist der
Unterschied zwischen Theorie und Praxis oftmals gewaltig.

Bieten diese Gesetze zukünftig wirklich bessere Chancen
für die Gläubiger, ihre Forderungen realisieren zu können oder
sind sie auch Sinnbilder verpasster Chancen?

Der Deutsche Gerichtsvollzieher Bund (DGVB) hat im Vor-
feld der Verabschiedung der Reformgesetze intensiv versucht,
die Sicht der Praxis in die Gesetzgebungsverfahren einzubrin-
gen und neben verschiedenen Eingaben durch den Bundes-
vorstand und die Landesverbandsvorstände auch zahlreiche
Gespräche mit den zuständigen Rechtspolitikern geführt.
Hierbei konnten leider nur kleine Verbesserungen gegenüber
den Ursprungsentwürfen erzielt werden. Die seit Jahren vom
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DGVB geäußerte Forderung, keine Detailreformen durchzu-
führen, sondern die Zwangsvollstreckung insgesamt zu refor-
mieren und den Gerichtsvollzieher, dessen Status ebenfalls
reformbedürftig ist, in den Mittelpunkt der Zwangsvollstre-
ckung zu stellen, fiel leider bei der Verabschiedung der neuen
Reformgesetze auf keinen fruchtbaren Boden.

Das Gesetz zur Reform der Sachaufklärung ist sicherlich
ein bedeutender Schritt zu einer grundlegenden Moderni-
sierung der Zwangsvollstreckung und bringt für die Gerichts-
vollzieher mehr Verantwortung mit sich. Der DGVB verkennt
auch nicht, dass durch dieses Gesetz der Beruf des Gerichts-
vollziehers eine Aufwertung erfährt, wenn auch ein weiterer
konsequenter Schritt fehlt.

So bleibt nach wie vor die wenig sinnvolle und ineffiziente
Trennung zwischen der Mobiliarvollstreckung durch die
Gerichtsvollzieher einerseits und der Forderungspfändung
durch die Vollstreckungsgerichte andererseits bestehen. Der
Gesetzgeber hat die große Chance verpasst, im Zuge der
notwendigen Neugestaltung der Zwangsvollstreckung eine
Gesamtlösung anzustreben, in der auch die Übertragung der
Forderungspfändung auf die Gerichtsvollzieher enthalten ist.

1. Die Reform der Sachaufklärung
in der Zwangsvollstreckung

Der Deutsche Bundestag hat am 18. Juni 2009 das Gesetz
zur Reform der Sachaufklärung in der Zwangsvollstreckung
verabschiedet, der Bundesrat hat diesem Gesetz am 10. Juli
2009 zugestimmt, das aber in den für die Gerichtsvollzieher
bedeutsamen Artikeln erst zum 1. Januar 2013 in Kraft treten
wird. Die Veröffentlichung im Bundesgesetzblatt erfolgte am
31. Juli 2009.
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Mit diesem Gesetz wird die Ermittlung des Schuldnerver-
mögens in den Mittelpunkt der Zwangsvollstreckung gerückt
und gleichzeitig die Prämisse der gütlichen Einigung gestärkt.
Hiermit soll dem Umstand Rechnung getragen werden, dass
Mobiliarpfändungen in der Praxis kaum noch Bedeutung
haben und die Gerichtsvollzieher sich immer mehr zum
Vermittler zwischen Gläubigern und Schuldnern entwickelt
haben. Den Gerichtsvollziehern wird zudem die Möglichkeit
geschaffen, Auskünfte bei bestimmten Stellen auch gegen
den Willen des Schuldners einholen zu dürfen, wenn dieser
sich einer Mitwirkung bei der Vermögensauskunft verweigert.
Gleichzeitig wird eine Trennung zwischen den Vermögensaus-
künften der Schuldner und der Eintragung im Schuldnerver-
zeichnis eingeführt, das zukünftig in jedem Bundesland zen-
tral in elektronischer Form geführt werden soll. Abschriften
der Vermögensauskünfte sollen von den Gerichtsvollziehern
erteilt werden, die elektronischen Zugriff auf die ebenfalls
landesweit geführten Verzeichnisse der Vermögensauskünfte
bekommen. Die Erteilung einer Vermögensauskunft durch
den Schuldner führt nicht wie bisher bei der eidesstattlichen
Offenbarungsversicherung automatisch zu einer Eintragung
im Schuldnerverzeichnis, diese muss vielmehr durch den
zuständigen Gerichtsvollzieher nach Prüfung der Vollstre-
ckungsmöglichkeiten und der Feststellung einer etwaigen
Erfolglosigkeit angeordnet werden. Die Gerichtsvollzieher
dürfen zukünftig auch Adressenermittlungen bezüglich der
Schuldneranschriften durchführen, wenn dies von den Gläu-
bigern beantragt wird.

Die Ratenzahlungsbedingungen werden verbessert, die
Frist für Ratenzahlungsvereinbarungen wird auf zwölf Monate
verlängert. Dies ist eine „Soll“-Vorschrift, bei der, wie aus der
Begründung zu diesem Gesetz zu ersehen ist, mit Ein-
verständnis des Gläubigers auch eine längere Laufzeit für die
Ratenzahlungsabwicklung vereinbart werden kann. Leider
konnte der Gesetzgeber sich nicht dazu durchringen, im
Gesetzestext eine entsprechende Klarstellung vorzunehmen.
Bedauerlicherweise findet sich die bisherige Bestimmung des
§ 900 Abs. 3 ZPO nicht mehr wieder, wonach in bestimmten
Fällen auch ohne Genehmigung des Gläubigers Raten-
zahlungen bewilligt werden konnten. Zukünftig bedürfen
Ratenzahlungsvereinbarungen grundsätzlich immer der
Zustimmung des Gläubigers.

Der DGVB hat bis zuletzt versucht, Änderungen an dem
Gesetzentwurf zu erreichen. So war der Bundesvorsitzende
noch am 27. Mai 2009 als Sachverständiger zu einem erwei-
terten Berichterstattergespräch des Rechtsausschusses im
Deutschen Bundestag eingeladen und hat dort die Positionen
des DGVB nachdrücklich vertreten.

Was gegenüber dem letzten Entwurf verbessert werden
konnte, ist, dass die Sperrfrist für die erneute Abgabe einer
Vermögensauskunft (bisher § 903 ZPO) von drei auf zwei
Jahre verkürzt und der Mindesthauptforderungsbetrag bei
den Auskunftsrechten für die Gerichtsvollzieher von 600,–
Euro auf 500,– Euro gesenkt wurde. Bis zuletzt war auch noch
strittig, ob die Auskunftsrechte des Gerichtsvollziehers einer
datenschutzrechtlichen Überprüfung standhalten könnten, so
wurde zum Beispiel vom Bundesdatenschutzbeauftragten
vorgeschlagen, abgestufte Auskunftsrechte einzuführen, was
aber verhindert werden konnte.

Was von allen für dieses Gesetz maßgeblichen Politikern
und auch von der Anwaltschaft und dem Bund Deutscher
Inkasso-Unternehmen ausdrücklich bestätigt wurde, ist die
Tatsache, dass durch dieses Gesetz die Zwangsvollstreckung
vor Ort nicht beseitigt oder geschwächt wird. Nach wie vor ist
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es möglich, die Vollstreckung vor Ort zu beantragen, auch
wenn dies nicht ausdrücklich im Gesetz erwähnt ist, sondern
lediglich der Begründung entnommen werden kann.

Es wird nach Inkrafttreten des Gesetzes zur Reform der
Sachaufklärung entscheidend darauf ankommen, wie zukünf-
tig die Vollstreckungsaufträge formuliert werden. Sicher ist,
dass die Auftraggeber mehr Möglichkeiten als bisher haben
werden, durch die Ausgestaltung der Vollstreckungsaufträge
Einfluss auf die Zwangsvollstreckung zu nehmen. Wer aller-
dings glaubt, durch das Gesetz zur Reform der Sachauf-
klärung werde eine Vollstreckung vor Ort überflüssig, der wird
nach dessen Inkrafttreten sicher bald feststellen, dass dies
ein Irrglaube ist. Nach wie vor ist das Erscheinen des Gerichts-
vollziehers vor Ort beim Schuldner in den meisten Fällen ent-
scheidend für einen Erfolg in der Zwangsvollstreckung. Das
gilt nicht nur für Pfändungsakte, sondern auch für die erfolg-
reiche Ermittlung des Schuldnervermögens und bei der
Abwicklung von Ratenzahlungsvereinbarungen im Rahmen
von gütlichen Einigungen.

Es kann den Gläubigern aus Sicht der Praxis nur empfoh-
len werden, auch zukünftig in der Regel die Vollstreckung und
die Abnahme der Vermögensauskunft vor Ort beim Schuldner
zu beantragen. Der Wahrheitsgehalt einer Vermögensaus-
kunft kann bei einer Aufnahme vor Ort direkt überprüft wer-
den, hierdurch ermittelte Pfändungsmöglichkeiten können
dann sofort realisiert werden.

Ein nach Überzeugung des DGVB wichtiger Schritt wurde
bei der Reform der Sachaufklärung nicht gewagt, nämlich die
Übertragung der Forderungspfändung auf die Gerichtsvollzie-
her. Gerade dies wäre eine logische Konsequenz der Reform
der Sachaufklärung gewesen, hätte die Effizienz der Zwangs-
vollstreckung maßgeblich verbessert und überflüssige Zeit-
verluste vermieden. Nun werden die Gläubiger nach dem
1. Januar 2013 womöglich schneller an Informationen über
das Schuldnervermögen, also auch über pfändbare Forderun-
gen gelangen, müssen aber dennoch den Umweg über das
Vollstreckungsgericht gehen, um die Pfändung der bekannt
gewordenen Forderungen realisieren zu können. Dies erfor-
dert regelmäßig einen Zeitraum von zwei bis drei Wochen, je
nach Belastung der Gerichte noch längere Zeiträume. Lauf-
zeiten von sechs Wochen und mehr von der Antragstellung bis
zum Eingang beim Gerichtsvollzieher, der die Zustellung
durchführt, sind keine Seltenheit. Bei einer Übertragung der
Forderungspfändung auf die Gerichtsvollzieher könnte man
dieses Zeitfenster auf maximal zwei bis drei Tage verringern.

Zudem würde eine Übertragung der Forderungspfändung
auf die Gerichtsvollzieher auch der in diesem Reformgesetz
festgelegten Maxime der „Kosten sparenden Zwangsvollstre-
ckung“ entgegenkommen, denn auf die bereits heute durch
die Gerichtsvollzieher durchgeführten Vorpfändungen nach
§ 845 ZPO könnte dann verzichtet werden, was für Gläubiger
und Schuldner gleichermaßen kostensparend wäre.

Noch ist es nicht zu spät, noch besteht die Chance, bis zum
Inkrafttreten der wichtigsten Elemente des Gesetzes zur
Reform der Sachaufklärung in der Zwangsvollstreckung die
Übertragung der Forderungspfändung auf die Gerichtsvoll-
zieher gesetzlich zu regeln, was insbesondere hinsichtlich der
Pfändung in Geldforderungen gemäß § 829 ZPO problemlos
möglich wäre.

2. Gesetz zur Reform des Kontopfändungsschutzes

Zu dieser Reform hat Schwörer in der DGVZ 2009 Nr. 7/8
auf den Seiten 121 ff. eine ausführliche Übersicht über die
DGVZ 2009, Nr. 10



Reformansätze dargestellt mit der Überschrift „Der neue
Kontopfändungsschutz – Reform ohne Gerichtsvollzieher?“.
Auf die Einzelheiten der Reform soll hier daher nicht weiter
eingegangen werden, sie wurden bereits eingehend geschil-
dert.

Schwörer versucht in seinem Aufsatz, Möglichkeiten der
Einbeziehung in die Reform des Kontopfändungsschutzes für
die Gerichtsvollzieher zu finden und somit für diese neue
Aufgabengebiete zu erschließen. Auch der DGVB ruft seit
Langem nach weiteren Aufgaben für die Gerichtsvollzieher,
möchte diese aber in ein Gesamtkonzept eingebettet sehen
als Teil einer weitergehenden und grundsätzlichen Reform der
Zwangsvollstreckung mit dem Ziel, die funktionale Trennung
zwischen Mobiliarvollstreckung und Vollstreckung in Forde-
rungen zu beseitigen.

Den Betrachtungen von Schwörer zur Übertragung der
Forderungspfändung auf die Gerichtsvollzieher und deren
derzeitige Ablehnung kann somit nicht gefolgt werden. Die
von ihm zitierte Staatssekretärsarbeitsgruppe hat in ihrem
Abschlussbericht zur Forderungspfändung Folgendes fest-
gestellt: „Die Pfändung von Geldforderungen könnte der
Gerichtsvollzieher nach gegenwärtigem Ausbildungsstand
unproblematisch übernehmen.“ Und an anderer Stelle:
„… Könnte er (der Gerichtsvollzieher) die ermittelten For-
derungen sogleich selbst pfänden, wären im Vergleich zum
jetzigen Verfahren deutliche Effizienzgewinne erzielt. Die
Vollstreckung läge in einer Hand, nämlich der des Gerichts-
vollziehers. Zeitverlust durch Beteiligung mehrerer zustän-
diger Stellen entfiele.“ Dem ist aus Sicht des DGVB eigentlich
nichts hinzuzufügen, wäre die Staatssekretärsarbeitsgruppe
nicht dennoch zu dem Ergebnis gekommen, diese zur Stei-
gerung der Effizienz der Zwangsvollstreckung sinnvolle Über-
tragung nicht zu befürworten. Als Begründung wird neben
fiskalischen Erwägungen u. a. angeführt, dass eine solche
Übertragung die Umsetzung des Beleihungsmodells stören
würde.

Es fällt äußerst schwer nachzuvollziehen, dass eine an-
erkanntermaßen die Effizienz der Zwangsvollstreckung stei-
gernde Maßnahme nur deshalb nicht in Angriff genommen
wird, weil sie angeblich negative Auswirkungen auf den
Staatshaushalt hat (was nicht erwiesen ist) und weil sie
womöglich die Umsetzung eines Modells für ein zukünftiges
Gerichtsvollziehersystem (Beleihungsmodell) stört, das in der
im Gesetzentwurf des Bundesrates vorliegenden Form aller-
dings bisher weder im bundespolitischen Raum noch beim
DGVB die erforderliche Akzeptanz findet und keine Zukunfts-
chancen hat.

Gerade das Gesetz zur Reform der Sachaufklärung in Ver-
bindung mit der Reform des Kontopfändungsschutzes bietet
doch geradezu ideale Voraussetzungen, nunmehr die Über-
tragung der Forderungspfändung, zumindest die in Geldfor-
derungen nach § 829 ZPO, auf die Gerichtsvollzieher ins Auge
zu fassen.

Mit der vorliegenden Reform des Kontopfändungsschut-
zes soll eine Vereinfachung des Pfändungsschutzes erreicht
werden auch mit dem Ziel, die Zahl der Schutzanträge bei den
Vollstreckungsgerichten zu reduzieren. Wurde bisher noch die
Komplexität der Vollstreckungsschutzanträge als Argument
angeführt, die Übertragung der Forderungspfändung auf die
Gerichtsvollzieher in Zweifel zu ziehen, so dürfte doch nach
der nunmehr verabschiedeten Reform des Kontopfändungs-
schutzes dieses Argument keine Wirkung mehr haben. Bei
einer Übertragung der Forderungspfändung auf die Gerichts-
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vollzieher wären diese für die Drittschuldner unmittelbare An-
sprechpartner, auch was die Nachweise zur Erhöhung des
pfändungsfreien Betrages angeht. Denn es wäre dann der
Gerichtsvollzieher für die Kontopfändung zuständig, der auch
allgemein für den betroffenen Schuldner zuständig ist und
dessen Vermögensverhältnisse bestens kennt.

Dem Denkansatz von Schwörer, die Gerichtsvollzieher
insoweit in die Reform des Kontopfändungsschutzes einzu-
beziehen, als sie die zur Erhöhung des pfändungsfreien
Betrages erforderlichen Bescheinigungen erstellen, kann im
Grunde durchaus gefolgt werden. Dies ergibt aber erst dann
einen Sinn, und eine tatsächliche Vereinfachung des Kon-
topfändungsschutzes kann erst dann erreicht werden, wenn
die Forderungspfändung auf die Gerichtsvollzieher über-
tragen wird.

3. Gesetz über die Internetversteigerung

Mit diesem Gesetz ermöglicht der Gesetzgeber nunmehr
den Gerichtsvollziehern, gepfändete Gegenstände alternativ
auch über das Internet versteigern zu können. Hierbei
überlässt er es allerdings den Landesjustizverwaltungen, zu
bestimmen, welche Versteigerungsplattform genutzt werden
soll. Die Justizverwaltungen der Länder neigen offensichtlich
dazu, die justizeigene Plattform (www.justiz-auktion.de) als
generelle Versteigerungsplattform vorzugeben.

Mit einer derartigen Anordnung wird nach Auffassung des
DGVB der eigentlich gute Gedanke, Internetversteigerungen
bei der Pfandverwertung zuzulassen, grundlos eingeschränkt.
Es sollte vielmehr dem Gerichtsvollzieher überlassen werden,
nach seinen Erfahrungen eine für das jeweilige Pfandstück
geeignete Versteigerungsplattform auszuwählen.

Die mit der Verabschiedung des Gesetzes zur Internet-
versteigerung teilweise geäußerte Hoffnung, dass nunmehr
(wieder) mehr gepfändet würde als bisher und die Befrie-
digung der Gläubiger durch Pfändung und Verwertung von
Gegenständen wieder in den Vordergrund rücken könnte, wird
allerdings wohl nicht erfüllt werden können. Die Pfändungs-
schutzbestimmungen (§§ 811, 812 ZPO) werden durch die
Möglichkeit der Internetversteigerung nicht berührt, unpfänd-
bare Gegenstände bleiben unpfändbar. Lediglich die Pfän-
dungsbeschränkung des § 803 Absatz 2 ZPO könnte in
Erwartung höherer Erlöse durch die Internetversteigerung in
Einzelfällen wegfallen, wenn hierdurch nunmehr von einem
die Kosten übersteigenden Erlös ausgegangen werden kann.
Hierzu ist es aber erforderlich, dem Gerichtsvollzieher, ge-
gebenenfalls in Absprache mit dem Gläubiger, bei der Ver-
wertung der Pfandstücke freie Hand zu lassen, auch was die
Auswahl der jeweils geeigneten Internetversteigerungsplatt-
form angeht.

Dem Gerichtsvollzieher diesbezüglich durch Verordnun-
gen Beschränkungen aufzuerlegen und ihn in seiner Entschei-
dungsfreiheit hinsichtlich der bestmöglichen Verwertung der
Pfandstücke zu beschneiden, ist aus Sicht des DGVB kontra-
produktiv und mindert die Chance, zukünftig tatsächlich
höhere Vollstreckungserlöse erzielen zu können.

4. Fazit

Durch die vorstehend aufgeführten Reformgesetze allein
wird nach Überzeugung des DGVB die Effektivität der Zwangs-
vollstreckung generell nicht gesteigert werden können. Hierzu
sind weitere Maßnahmen erforderlich, insbesondere mehr
Eigenverantwortlichkeit und Selbstständigkeit für die Ge-
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richtsvollzieher, eine verbesserte Ausbildung und die Über-
tragung weiterer Aufgaben, die von Tätigkeiten außerhalb der
Zwangsvollstreckung im außer- bzw. vorgerichtlichen Bereich
bis zur Forderungspfändung reichen sollten. Entsprechende
Vorschläge hat der DGVB bereits vor einigen Jahren in seiner
Strukturkommission erarbeitet und dem Bundesministerium
der Justiz, den Landesjustizministerien und im politischen
Raum vorgelegt.

Ein die Vorschläge des DGVB aufnehmender Vorstoß der
FDP-Fraktion im Deutschen Bundestag wurde leider mit den
Stimmen der anderen Fraktionen abgelehnt. Der DGVB hat
kein Verständnis dafür, dass seine aus den Erfahrungen der
Praktiker resultierenden Reformvorschläge, die eine wirkliche
Effizienzsteigerung zum Inhalt haben, nicht oder nur in
Nuancen in die Reformgesetze eingeflossen sind.

Die Übertragung der Forderungspfändung auf die Ge-
richtsvollzieher wird nicht nur vom DGVB, sondern auch von
namhaften Rechtswissenschaftlern befürwortet. Bereits im
Jahre 2002 hat Prof. Dr. Schilken (Universität Bonn) in einer
Stellungnahme zu den damaligen Reformvorschlägen des
DGVB resümierend festgestellt: „Zusammenfassend ist fest-
zustellen, dass jedenfalls die Übertragung der normalen
Zwangsvollstreckung in Geldforderungen und auch derjeni-
gen in Herausgabeansprüchen auf den Gerichtsvollzieher
deutliche Vorteile verspricht und aus meiner Sicht keinen
rechtlichen Bedenken unterliegt“. Weiterhin hat sich Professor
Dr. Hess (Universität Heidelberg) in seinem im Jahre 2006 ver-
öffentlichten Gutachten „Die Neuorganisation des Gerichts-
vollzieherwesens in Deutschland“ (ISBN 3-8329-2309-8) auf
den Seiten 58 ff. eindrucksvoll und überzeugend für eine
Übertragung der Forderungspfändung auf den Gerichtsvoll-
zieher ausgesprochen.

Argumente, die gegen eine solche Übertragung sprechen,
sind bisher neben fiskalischen Gründen ausschließlich in
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Von Prof. Dr. Winfried Schuschke, Vors

Erleichterte Räumungsvollstrecku
Form von Funktionsvorbehalten und eventuellen Ausbildungs-
defiziten der Gerichtsvollzieher geäußert worden und in erster
Linie in der hierarchischen Struktur des Gerichtswesens zu
sehen. Im Interesse einer effektiven und erfolgreichen
Zwangsvollstreckung muss diese hierarchische Zuständig-
keitsschranke (endlich) durchbrochen werden.

Die fiskalischen Befürchtungen, man müsse nach einer
Übertragung der Forderungspfändung auf die Gerichtsvollzie-
her zahlreiche neue Planstellen schaffen, werden nach Be-
rechnungen des DGVB nicht zutreffen. Legt man die in
Deutschland derzeit jährlich durch die Vollstreckungsgerichte
erlassenen Forderungspfändungen auf die einzelnen Ge-
richtsvollzieher um, so würden im Schnitt etwa zwei Aufträge
dieser Art auf jeden Gerichtsvollzieher täglich zukommen,
nach der Neuregelung des Kontopfändungsschutzes wahr-
scheinlich mit sinkender Tendenz. Geht man hierbei von der
Pensenzahl für die Vorpfändungen aus, so würde sich das
Arbeitspensum pro Gerichtsvollzieher in Deutschland um 0,1
erhöhen. Angesichts der Tatsache, dass die normalen Voll-
streckungsaufträge in den letzten fünf Jahren im Schnitt um
etwa 30 Prozent zurückgegangen sind, könnte die durch eine
Übertragung der Forderungspfändung entstehende geringe
Mehrbelastung mit dem vorhandenen Gerichtsvollzieherper-
sonal problemlos bewältigt werden.

Eine grundsätzliche Neugestaltung der Ausbildung der
deutschen Gerichtsvollzieherinnen und Gerichtsvollzieher
wird nach Überzeugung des DGVB mittelfristig mit oder ohne
Forderungspfändung unumgänglich sein.

Der DGVB bedauert außerordentlich, dass der Gesetz-
geber die Übertragung der Forderungspfändung auf den
Gerichtsvollzieher bei der Verabschiedung der Reformgesetze
nicht gewagt hat und somit die Chance verpasst hat, zu einer
weiteren wirkungsvollen Steigerung der Effizienz in der
Zwangsvollstreckung beizutragen.
itzender Richter a. D. am OLG Köln

ng gegen Mit- und Nachbesitzer
I. Einführung in das Problem

Ein Räumungstitel gegen den Mieter allein reicht häufig
nicht aus, um tatsächlich die vermieteten Räumlichkeiten
nach Beendigung des Mietverhältnisses zurückzuerlangen.
Auch wenn der Vermieter den Streit, ob die Kündigung des
Mietverhältnisses berechtigt und die Räume aus diesem
Grunde herauszugeben sind, nur mit seinem Mieter ausfech-
ten muss, benötigt er nach der neueren, inzwischen aber
gefestigten BGH-Rechtsprechung1), um die Räumlichkeiten
auch tatsächlich geräumt zurückzuerhalten, einen Räumungs-
titel gegen alle in der Wohnung lebenden Personen, die Besitz
an den Räumlichkeiten haben.

Ausgangspunkt dieser Rechtsprechung ist § 750 ZPO: Der-
jenige, gegen den sich die Zwangsvollstreckung richtet, muss
auch im Titel selbst oder einer den Titel ergänzenden Klausel
genannt sein. Vollstreckung im Sinne des § 885 Abs. 1 ZPO ist
das Aus-dem-Besitz-setzen des Schuldners, damit sein Besitz
gemäß § 856 Abs. 1 BGB beendet wird. „Besitz“ ist das Inne-
haben der tatsächlichen Gewalt über eine Sache (§ 854
Abs. 1 BGB). Auch Mitbesitz (§ 866 BGB), also Besitz der ge-
meinsam mit anderen zusammen ausgeübt wird, und Teilbe-
sitz (§ 865 BGB) sind in diesem Sinne Besitz2). Ob diese Per-
sonen den (Mit-)Besitz schon lange innehaben oder ob sie
erst kürzlich in die Räumlichkeiten eingezogen sind, ist inso-
weit ohne Belang3), sogar, wenn die Inbesitznahme letztlich
nur erfolgte, um die Zwangsräumung zu erschweren oder zu
vereiteln 4). Der Besitz ist abzugrenzen von der Besitz-
dienerschaft (§ 855 BGB), in deren Rahmen die Sachherr-
schaft weisungsgebunden für einen anderen in sozialer Ab-
hängigkeit ausgeübt wird 5).
1) BGH, NJW 2004, S. 3041; BGH, FamRZ 2005, 269; BGH, NJW 2008,
S. 1959 mit kritischer Anmerkung durch Schuschke, NJW 2008, S. 1960,
1961. Siehe ferner die ausführlichen Besprechungen der neueren BGH-
Rechtsprechung durch: Stickelbrock, ZZP 2005, S. 106; Pauly, ZMR 2005,
S. 337 und DGVZ 2008, S. 165; K. Schmidt, JuS 2004, S. 1114; Schuschke,
JuS 2008, S. 977.
2) OLG Köln, DGVZ 1997, S. 119.
3) Unrichtig daher AG Hamburg und LG Hamburg, DGVZ 2005, S. 164;

LG Lübeck, DGVZ 2008, S. 172.
4) So zutreffend BGH, WuM 2008, S. 678; a. A.: LG Lübeck, DGVZ

2008, S. 172; Wedel, JurBüro 2009, S. 341.
5) Erman/Lorenz, 12. Aufl., § 855 BGB Rdnr. 2; PWW-Prütting, 4. Aufl.

§ 855 BGB Rdnr. 2.
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Wer also im Rahmen der Räumungsvollstreckung aus dem
Besitz gesetzt werden soll, gegen den muss ein ihn zur Räu-
mung verpflichtender Titel vorliegen. Wer dagegen nur Besitz-
diener (§ 855 BGB) ist, muss Vollstreckungsmaßnahmen ge-
gen seinen Besitzherrn hinnehmen, auch soweit sie ihn selbst
tatsächlich in Mitleidenschaft ziehen, ohne dass es insoweit
eines gegen ihn gerichteten Titels bedürfte.

Diese Rechtsprechung hat in der Praxis zu Schwierigkeiten
für Gläubiger und Gerichtsvollzieher geführt, die oft erst zum
Räumungstermin feststellen, dass sich in den Räumlichkeiten
noch weitere Personen dauerhaft aufhalten und die meist
nicht sogleich feststellen können, ob diese Personen Besitzer
der Räumlichkeiten im Rechtssinne oder nur Besitzdiener des
Räumungsschuldners sind. Hinzu kommt, dass der ursprüng-
liche Mieter und Titelschuldner die Rechtsprechung zum
Titelerfordernis durch heimliche Besitzeinräumung für Dritte
als Strohmänner dazu missbrauchen kann, seinen fortbe-
stehenden faktischen Besitz immer wieder zu verlängern und
den Räumungstitel zu unterlaufen. Diese Sorgen waren in der
letzten Legislaturperiode auch Gegenstand einer kleinen An-
frage im Bundestag6), die allerdings bei der Bundesregierung
auf wenig Resonanz gestoßen ist7).

Im Nachfolgenden soll die Rechtsprechung des BGH zum
Titelerfordernis gegen Drittbesitzer in der Räumungsvollstre-
ckung nicht mehr in Frage gestellt werden8), es soll vielmehr
geprüft werden, welche die Zwangsvollstreckung gegen Dritt-
besitzer erleichternde Möglichkeiten de lege lata auf der Basis
dieser Rechtsprechung gegeben sind und wie der Gesetzgeber
de lege ferenda die Probleme praxisgerechter lösen könnte.

II. Möglichkeiten de lege lata, den Titel auch gegen nicht
genannte Dritte zu vollstrecken

1. Großzügige Erweiterung des Besitzdienerbegriffs

Gegen den Besitzdiener muss, wie vorstehend dargestellt,
kein eigener Räumungstitel vorliegen. Er verliert zusammen
mit dem Besitzherrn den Besitz. Es könnte sich nun der
Gedanke aufdrängen, möglichst alle Personen, die ihre Befug-
nis, die zu räumenden Räumlichkeiten nutzen oder mitnutzen
zu dürfen, nicht vom Räumungsgläubiger, sondern allein vom
Titelschuldner ableiten, sei es aufgrund familienrechtlicher
oder ähnlicher zwischenmenschlicher Beziehungen zu die-
sem, sei es aufgrund einer Vertragsbeziehung allein zum Titel-
schuldner, als dessen Besitzdiener zu qualifizieren 9). Dies
steht aber nicht im Einklang mit den allgemein, also außer-
halb des Rechts der Räumungsvollstreckung, zu § 855 BGB
entwickelten Regeln: Danach ist Besitzdiener nur, wer derart
in einem sozialen – also nicht nur wirtschaftlichen oder
tatsächlichen10) – Abhängigkeits- und Unterordnungsverhält-
nis zum Besitzherrn steht, dass er bei der Ausübung der
DGVZ 2009, Nr. 10
tatsächlichen Gewalt an dessen Weisungen gebunden ist 11).
Der Besitzdiener hat regelmäßig kein eigenes Interesse an der
Sache, da er die tatsächliche Gewalt über sie nur für einen an-
deren ausübt12). Diese Begriffe sind zwar recht unscharf13);
doch auch die Auslegung unscharfer Begriffe stößt an ihre
Grenzen, wenn der Wortsinn lebensfremd überdehnt wird14).
Entscheidend für die Beurteilung, ob eigene Sachherrschaft
vorliegt oder nur Besitzdienerschaft, ist letztlich die allgemei-
ne Verkehrsanschauung15). Diese wird nicht davon beein-
flusst, dass derjenige, der diese Sachherrschaft eingeräumt
hat, hierzu nicht berechtigt war, oder dass die Sachherrschaft
wider den Willen des Berechtigten ergriffen wurde. Dass etwa
auch Hausbesetzer in den usurpierten Räumlichkeiten Sach-
herrschaft ausüben, kann nicht zweifelhaft sein.

Bei den nachfolgenden Untersuchungen sollen zunächst
einmal die gängigen Fallgruppen der möglichen Mit- oder
Nachbesitzer des Räumungsschuldners herausgearbeitet und
insoweit dann differenziert werden.

a) Als erstes sei an die Familienangehörigen im weitesten
Sinne (Ehegatten, Kinder, eingetragener Lebenspartner, nicht-
ehelicher Lebensgefährte16), Eltern, Geschwister) des Räu-
mungsschuldners gedacht. Wer von diesen eben genannten
Personen neben dem Mieter Mitbesitzer der Mieträume und
wer nur Besitzdiener ist, der nach wie vor auch ohne Titel
zusammen mit dem Schuldner aus den Räumlichkeiten
herausgesetzt werden kann, ist im Einzelfall sehr streitig17)
und ist noch lange nicht für alle denkbaren Fälle durch die
Rechtsprechung geklärt.

aa) Dass Ehegatten und eingetragene Lebenspartner auf-
grund ihrer familienrechtlichen Stellung im Hinblick auf den
anderen Partner ein eigenes Besitzrecht an den gemeinsam
bewohnten Räumen haben, ist heute nicht mehr streitig18).
Gleiches sollte aber bei lebensnaher Betrachtungsweise auch
bei nichtehelichen Lebensgefährten gelten19), im Gegensatz
zu Partnern, mit denen man nur ein paar schöne Tage teilen
möchte, selbst wenn der BGH20) dies neuerdings wieder
anders sieht und eine Einzelfallprüfung für jeden Fall verlangt,
dass der Lebensgefährte auch tatsächlich Besitz an der
Wohnung habe21). Dass man den Besitz an der Wohnung teilt,
entspricht dem modernen Bild vom partnerschaftlichen Zu-
sammenleben von Ehepartnern, Lebenspartnern und Lebens-
gefährten22). Da die Rechtsordnung als Einheit gesehen wer-
6) Bundestagsdrucksache 16/10647 vom 15. Oktober 2008.
7) Antwort der Bundesregierung vom 31. Oktober 2008 , Bundestags-

drucksache 16/10737.
8) Dazu, dass das Problem durchaus unter Berücksichtigung der

§§ 750, 885 ZPO jedenfalls im Hinblick auf die in § 885 Abs. 2 ZPO ge-
nannten Personen rechtsstaatlich auch gläubigerfreundlicher hätte ent-
schieden werden können: Honsel, Die Räumungsvollstreckung gegen Per-
sonenmehrheiten, Köln-Berlin-Bonn 1992, S. 60 ff.; Schilken, DGVZ 1988,
S. 49 ff; Schuschke, NZM 2004, S. 206.

9) Eine Tendenz in diese Richtung beim BGH sieht Springer, WuM
2009, S. 335 und 336. Er weist aber auch darauf hin, dass damit dem Gläu-
biger letztlich nicht geholfen ist.

10) Den Begriff der Besitzdienerschaft daher zu sehr erweiternd: OLG
Köln, MDR 2006, S. 90.
11) PWW-Prütting (wie Fn. 5), § 855 BGB Rdnr. 2.
12) Erman/Lorenz (wie Fn. 5), § 855 BGB Rdnr. 2.
13) So zu recht: MüKo-BGB/Joost, 4. Aufl., § 855 BGB Rdnr. 5.
14) Zur Auslegung unscharfer Rechtsbegriffe: Sattelmacher/Sirp/

Schuschke, Bericht, Gutachten und Urteil, 34. Aufl., Rdnr. 92 ff.
15) Palandt/Bassenege, 68. Aufl., § 855 BGB Rdnr. 1; a. A. (Verkehrs-

anschauung im Ergebnis nicht entscheidend): PWW/Prütting (wie Fn. 5),
§ 855 BGB Rdnr. 2.

16) Zur rechtlichen Charakterisierung der Einräumung der Mitbenut-
zungsbefugnis an der Wohnung des Partners einer nichtehelichen Lebens-
gemeinschaft: BGH, WuM 2008, S. 498.

17) Ausführlich hierzu Schuschke, NZM 2005, S. 10 und 11.
18) BGH, NJW 2004, S. 3041; FamRZ 2005, S. 269; BGH, NJW 2008,

S. 1959.
19) OLG Köln, DGVZ 1997, S. 119; OLG Hamburg, NJW 1992, S. 3308.
20) BGH, NJW 2008, S. 1959 mit zustimmender Anmerkung durch

Bieber, jurisPR-MietR 13/2008. Wie der BGH auch LG Wuppertal, DGVZ
2007, S. 39.

21) Kritisch zur Ansicht des BGH deshalb: Schuschke, NJW 2008,
S. 1961; Pauly, DGVZ 2008, S. 165 ff.

22) Ehegattinnen oder Lebensgefährtinnen verlieren ihren Besitz auch
nicht, wenn sie zeitweilig, aber mit Rückkehrwillen vor dem gewalttätigen
Partner in ein Frauenhaus flüchten: LG Freiburg, FamRZ 2005, S. 1252.
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den muss, wäre es auch nicht angängig, zwischen Besitz im
Allgemeinen und Besitzdienerschaft nur im Hinblick auf die
Zwangsvollstreckung zu differenzieren.

bb) In die Wohnung ihrer Kinder aufgenommene Eltern 23),
die dort ein eigenes Zimmer bewohnen, dürften ebenfalls
Besitzer der ihnen zur alleinigen Nutzung (– ohne ein wie
auch immer geartetes Untermietverhältnis –) zugewiesenen
Räume und Mitbesitzer der im Übrigen gemeinsam bewohn-
ten Wohnung sein, wenn dies auch noch nicht zufriedenstel-
lend durch die Rechtsprechung geklärt ist24).

cc) Bei Kindern dürfte zu differenzieren sein: Bei minder-
jährigen Kindern, soweit diese nicht ihrerseits ausnahms-
weise die Mieter der Wohnung sind, wird zurzeit noch ganz
überwiegend, wenn auch mit teilweise unterschiedlicher
Begründung, jeglicher Mitbesitz an der Wohnung verneint und
lediglich Besitzdienerschaft dieser Kinder angenommen25).
Im Hinblick auf § 1626 Abs. 2 BGB kann aber bei etwas äl-
teren Minderjährigen durchaus zweifelhaft sein, ob sie ihre
Sachherrschaft bezüglich des „Kinderzimmers“, das auch für
die Eltern verschlossen ist und das auch diese nur nach
Anklopfen betreten dürfen, und bezüglich der dort befind-
lichen Gegenstände noch weisungsgebunden für ihre Eltern
ausüben26), oder ob die Eltern nicht einen geschützten Intim-
bereich dieser Kinder an den ihnen zugewiesenen Räumen
hinnehmen müssen27).

Bei erwachsenen Kindern, die von Anfang an immer mit
ihren Eltern zusammenleben, mag sich nach Eintritt der Voll-
jährigkeit im Regelfall nichts geändert haben28), obwohl dies
auch im Hinblick auf die allgemeine Lebensanschauung
fraglich ist 29).

Sie aber auch dann noch als Besitzdiener anzusehen,
wenn sie nach ihrer Verheiratung ihren Ehepartner mit in die
Wohnung aufgenommen haben30), dürfte lebensfremd sein.
Hier dürften die Eltern und die junge Familie die Wohnung
insgesamt gleichberechtigt teilen und jeder über seinen Be-
reich alleinige Sachherrschaft ausüben 31).
162
dd) In die Wohnung aus Gefälligkeit aufgenommene Gäste
dürften dagegen immer Besitzdiener sein32), auch wenn die
Gefälligkeit länger andauert. Der Status als Gast dürfte der
eigenen Sachherrschaft über die Räumlichkeiten hindernd
entgegenstehen.

b) Ein eigenes, nicht nur vom Mieter abhängiges, sondern
regelmäßig durch die Genehmigung der Untervermietung
auch dem Vermieter gegenüber bestehendes Besitzrecht
haben Untermieter33), gegen die deshalb die Räumungsvoll-
streckung nicht mit dem nur gegen den Mieter erstrittenen
Räumungstitel betrieben werden kann. Selbst wenn die
Untervermietung ohne Zustimmung des Vermieters und heim-
lich34) erfolgt sein sollte, wären die Untermieter in jedem Falle
Besitzer der ihnen überlassenen Räumlichkeiten. Denn Besitz
ist, wie schon dargelegt, die Ausübung der tatsächlichen
Sachherrschaft über die Räumlichkeiten unabhängig davon,
ob diese Sachherrschaft im Verhältnis zum Eigentümer oder
Vermieter berechtigt oder unberechtigt ausgeübt wird; im
Übrigen wäre der Gerichtsvollzieher bei der Überprüfung der
der „Berechtigung“ zu Grunde liegenden materiellrechtlichen
Erwägungen anhand der ihm vor Ort zur Verfügung stehenden
Möglichkeiten überfordert35).

Was für den Untermieter gilt, gilt auch für Personen, die im
Rahmen der dem Mieter gestatteten gewerblichen Nutzung
des Grundstücks Räumlichkeiten auf dem Grundstück als die
ihren nutzen (z. B. Bewohner eines Altenheims). Sollen sie
aus dem Besitz gesetzt werden und nicht nur der Grund-
stücksmieter, ist ein eigener gegen sie lautender Räumungs-
titel erforderlich36).

c) Von den bisher angesprochenen Fällen des Mitbesitzes
Dritter an den Räumlichkeiten neben dem Schuldner zu unter-
scheiden sind die Fälle, in denen der Mieter die Räumlichkei-
ten selbst gar nicht mehr bewohnt, sondern bereits endgültig
und vollständig unter Zurücklassung aller Wohnungsschlüs-
sel aus ihnen ausgezogen ist (– und unter Umständen dem
Vermieter sogar mitgeteilt hat, dass er seinerseits keinerlei
Ansprüche mehr hinsichtlich der Wohnung geltend mache
und damit den Besitz an der Wohnung aufgegeben hat –), in
denen die Wohnung aber weiterhin von dort zurückgeblie-
benen anderen Personen bewohnt wird, etwa der verlassenen
Ehefrau, die die Wohnung nun vielleicht mit ihrem neuen
Lebensgefährten und den Kindern teilt, oder einem Freund
oder einem Untermieter, die die „leere Wohnung“ nun nutzen.
Da es Aufgabe der Räumungsvollstreckung ist, den Schuldner
aus dem Besitz der Wohnung zu setzen und „Besitz“ immer
23) Soweit es sich im Einzelfall nicht um Betreuungs- und Pflegefälle han-
delt.

24) Wie hier: AG Tettnang, DGVZ 2008, S. 174.
25) BGH, NJW 2008 S. 1959; Hannemann/Wiek/Emmert, Handbuch

des Mietrechts, 3. Aufl., § 2 Rdnr. 109; Pauly, DGVZ 2008, S. 165 und 167;
Riecke, DGVZ 2006, S. 81 und 83; Schuschke, NZM 1998, S. 58 und NZM
2005, S. 10 und 11; Steinert/Theede, Zwangsvollstreckung in das beweg-
liche Vermögen, 8. Aufl., 2006, Kap. 12, Rdnr. 2; Zöller/Stöber, 27. Aufl.,
§ 885 ZPO Rdnr. 7.

26) Dass Besitzdiener über Räume im Herrschaftsbereich des Besitz-
herrn alleinige Sachherrschaft ausüben können, wenn sie diese Räume
allein als eigene Wohnräume nutzen: MüKo-BGB/Joost, (wie Fn. 13), § 855
BGB Rdnr. 8.

27) Schuschke, NZM 2005, S. 10 und 11. Hiergegen ausdrücklich BGH,
NJW 2008, S. 1959. Das Argument, einen Titel gegen die Kinder zu ver-
langen, sei nicht in deren Kosteninteresse, greift aber nicht. Dies hätte der
BGH sich bei seiner grundlegenden Entscheidung NJW 2004, S. 3041
bereits überlegen müssen.

28) BGH, NJW 2008, S. 1959; AG Berlin-Mitte, NZM 2007, S. 264; OLG
Hamburg, NJW-RR 1991, S. 909. Diese Auffassung wohl teilend: BVerfG,
NJW-RR 1991, S. 1101.

29) Für die Erforderlichkeit eines eigenen Räumungstitels gegen er-
wachsene, in der Wohnung der Eltern mitwohnende Kinder, anders als
BGH, NJW 2008, S. 1959, im Ergebnis wohl zu Recht: LG Heilbronn, DGVZ
2005, S. 167; AG Berlin-Lichtenberg, NJW-RR 2006, S. 430.

30) So BGH, NJW 2008, S. 1959; dem BGH insoweit zustimmend:
Bergsdorf, ZfIR 2008, S. 474; Bieber, jurisPR-MietR 13/2008.

31) AG Düsseldorf, jurisPR-MietR 22/2006 mit Anmerkung durch Mum-
menhoff.
32) OLG Stuttgart, Urteil vom 12. Februar 2009 – 10 U 3/09.
33) BGH, ZMR 2003, S. 826; OLG Köln, DGVZ 1997, S. 119.
34) So im Fall BGH, WuM 2008, S. 678. Der Auffassung des KG, NZM

2003, S. 105, des AG Hamburg-St. Georg (ZMR 2007, S. 280 mit zutreffend
ablehnender Anmerkung durch N. Fischer, jurisPR-MietR 8/2007) und Wedel
(JurBüro 2009, S. 341), dass jedenfalls in einem solchen Fall gegen den un-
redlichen Untermieter aus dem Titel gegen den Hauptmieter gemäß § 242
BGB analog vollstreckt werden könne, kann also in keinem Fall gefolgt wer-
den, da der „unredliche“ Untermieter in gleicher Weise Besitzer ist wie ein
Hausbesetzer oder andere „unredliche“ Besitzer, gegen die unstreitig eben-
falls ein Titel erforderlich ist. Wie hier auch: Riecke, DGVZ 2006, S. 81 und 83.

35) So zu Recht BGH, WuM 2008, S. 678.
36) So ausdrücklich im Hinblick auf die Bewohner eines zum Betrieb

eines Altenheims vermieteten Grundstücks BGH, ZMR 2004, S. 734. Hier-
zu: Gräfenstein/Frankenstein, ZfIR 2008, S. 395 und 397. Der Betreiber des
Altenheims kann seinerseits aber aus dem Besitz gesetzt werden, wenn der
Vollstreckungsgläubiger die Heimbewohner nun ordnungsgemäß versorgt.
Gegebenenfalls müsste die Heimaufsicht einschreiten. Einzelheiten: Grä-
fenstein/Frankenstein, a. a. O., S. 395 und 397.
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die tatsächliche Sachherrschaft über die Wohnung bedeutet,
nicht nur die rechtliche Verpflichtung, Miete oder Nutzungs-
entschädigung für die Wohnung bezahlen zu müssen37), wäre
hier eine Räumungsvollstreckung im engeren Sinne gegen
den Mieter nicht mehr möglich. Da der frühere Mieter ver-
pflichtet bleibt, dafür zu sorgen, dass der Vermieter den un-
gestörten Besitz an der Wohnung wieder übernehmen kann,
müsste jetzt ein Titel gegen ihn erwirkt werden, dem Vermieter
den ungestörten Alleinbesitz zu verschaffen. Dieser Titel wäre
dann aber nach § 888 ZPO38), nicht mehr wie ein Räumungs-
titel, nach § 885 ZPO zu vollstrecken39).

Die neuen Bewohner, die jetzt die alleinige Sachherrschaft
über die Räumlichkeiten ausüben und den früheren Mieter
endgültig aus der Wohnung fernhalten können, sind Allein-
besitzer. Um sie zwangsweise aus der Wohnung zu setzen,
bedarf der Vermieter eines Titels gegen sie als Räumungs-
schuldner40).

2. Titelerstreckung durch Rechtsnachfolgeklausel
gemäß § 727 ZPO

§ 727 ZPO ermöglicht es, ohne erneute Klage den gegen
den Schuldner erstrittenen Titel gegen dessen Rechtsnach-
folger durch eine titelübertragende Klausel umschreiben zu
lassen. Rechtsnachfolger hinsichtlich des Besitzes der im
Streit befangenen Sache (– also z. B. der Wohnung, hinsicht-
lich derer ein Räumungsrechtsstreit anhängig ist –) ist der-
jenige, der den Besitz nach Rechtshängigkeit (bei Urteilen als
Titel) bzw. (bei anderen Titeln als Urteilen) nach Titelerstel-
lung als Besitzmittler für den Gläubiger oder Schuldner oder
auch als Eigenbesitzer41) erlangt hat.

Haben also andere Personen den Besitz an der Wohnung
an Stelle des Mieters erst erlangt, als der Räumungsprozess
gegen den Mieter schon rechtshängig war, kann der Vermieter
zum Räumungsurteil gegen den Mieter Klausel gegen sie
gemäß § 727 Abs. 1 i. V. m. § 325 Abs. 1, Alt. 2 ZPO verlan-
gen 42). Hierher zählen neben dem „Untermieter“, der die
Räume vom durch Zwangsräumung bedrohten Mieter nach
dessen Auszug übernommen hat43), insbesondere auch die
Fälle, in denen ein Ehegatte an Stelle des anderen, der der
Alleinmieter der Ehewohnung ist, nach dessen Auszug die
Wohnung, an der er bisher ehelichen Mitbesitz hatte, nun-
mehr in Alleinbesitz nimmt. Die Rechtsnachfolge bezieht sich
hier nicht auf die Sachherrschaft schlechthin, sondern auf die
DGVZ 2009, Nr. 10
nun nicht mehr vom anderen Ehegatten abgeleitete Sach-
herrschaft. Das gegen den Ehegatten/Mieter erstrittene Räu-
mungsurteil kann nunmehr gegen den in der Wohnung
Zurückgebliebenen umgeschrieben werden44). Während der
Umstand, dass der zurückgebliebene Ehegatte die Wohnung
jetzt allein in Besitz hat, durch die protokollierte Mitteilung
des Gerichtsvollziehers an den Gläubiger, dass sich nunmehr
diese Person allein (– oder mit einem neuen Partner, jeden-
falls aber ohne den Schuldner –) in der Wohnung befindet,
bewiesen ist, wird es schwer sein, den Nachweis, wann dieser
Besitz erlangt wurde, falls dieser Zeitpunkt nicht ausdrücklich
zugestanden wird, in der gemäß § 727 Abs. 1 ZPO erforder-
lichen Form (öffentliche oder öffentlich beglaubigte Urkun-
de45); Offensichtlichkeit46)) zu erbringen. Die Vorlage des
Scheidungsurteils der Eheleute mit der Angabe, wann diese
sich getrennt haben, würde den Beweis nicht erbringen (§ 314
ZPO). Es wird deshalb regelmäßig Klage auf Erteilung der
Vollstreckungsklausel gemäß § 731 ZPO erforderlich sein. Im
Rahmen dieses Prozesses stehen dem Vermieter dann alle
Beweismittel der ZPO zur Verfügung. Die Klage gemäß § 731
ZPO ist spezieller als eine etwaige neue Räumungsklage
gegen die neuen Bewohner und verdrängt diese daher 47). Im
Rahmen dieser Klage wäre auch § 721 ZPO nicht anwendbar.

In jedem Falle ist für die direkte oder entsprechende
Anwendung des § 727 ZPO erforderlich, dass auf der Schuld-
nerseite nach Rechtshängigkeit des Räumungsprozesses ein
nachträglicher Personenwechsel stattgefunden hat, dass also
der Titelschuldner erst jetzt nicht mehr unmittelbarer Allein-
besitzer der Räumlichkeiten ist. Die Norm wäre somit kein ge-
eigneter Weg, um einen gegen den Schuldner allein erwirkten
Titel gleichzeitig gegen ihn und gegen seine schon vor Einlei-
tung des Räumungsverfahrens bei ihm zusammenlebenden
Mitbewohner zu vollstrecken. Gegen diese Personen kann der
Titel nur umgeschrieben werden, wenn der Schuldner nach
Rechtshängigkeit die Wohnung ganz verlassen hat.

3. Zusammenfassung zur Rechtslage de lege lata

Die Möglichkeiten, das Titelerfordernis bei der Räumungs-
vollstreckung im Hinblick auf Mit- und Nachbesitzer der Woh-
nung „aufzuweichen“, sind also gering. Die Möglichkeit, Mit-
bewohner aus der Wohnung ohne Titel zu entfernen, ist nur
bei Besitzdienern gegeben. Eine lebensnahe Betrachtungs-
weise wird aber häufig zu dem Ergebnis kommen, dass die
Mitbewohner auch Mitbesitzer der Wohnung sind. Die den
37) Die Räumungspflicht des Mieters ist zwar erst erfüllt mit der endgül-
tigen Besitzaufgabe an der Wohnung und der Einräumung der Möglichkeit
des ungestörten Gebrauchs seitens des Vermieters (OLG Köln, OLGR 2006,
S. 525). Siehe hierzu auch Eckert, NZM 2006, S. 610, der auf dem Unterschied
zwischen „Rückgabe“ und „Räumung“ hinweist.

38) OLG Celle, OLGR 2007, S. 876.
39) Aus einem Räumungstitel kann auch nicht ergänzend nach § 888

ZPO vollstreckt werden, um den Mieter zu zwingen, den Untermieter zur
Besitzaufgabe zu bewegen. Hierzu: BGH, NZM 2007, S. 852. Die Entschei-
dung BGH, WuM 2009, S. 142 besagt nichts anderes, da diese Entschei-
dung einen Titel auf Vornahme einer Handlung betrifft, der dann nach § 888
ZPO zu vollstrecken ist, wenn sich später herausstellt, dass die ursprüng-
lich als vertretbar bewertete Handlung wegen der Notwendigkeit der Mit-
wirkung eines Dritten zur nichtvertretbaren Handlung wurde. Der Gedanke
ist nicht auf § 885 ZPO zu übertragen, wenn die Systematik der §§ 883 ff.
ZPO nicht aus den Angeln gehoben werden soll. Ausführlich zu dieser Pro-
blematik: Meller-Hannich, DGVZ 2009, S. 85, 87 und 88.

40) LG Stuttgart, DGVZ 2003, S. 121.
41) BGH, NJW 1981, S. 1517.
42) Schuschke/Walker, Vollstreckung und Vorläufiger Rechtsschutz,

4. Aufl., § 727 ZPO Rdnr. 23 m. w. N.
43) Siehe hierzu BGH, WuM 2008, S. 678.
44) LG Mannheim, NJW 1962, S. 815 mit Anmerkung durch Rheinspitz,
NJW 1962, S. 1402; LG Münster, MDR 1973, S. 934; Schuschke/Walker (wie
Fn. 42), § 727 ZPO Rdnr. 23.

45) Zur Reichweite der Vermutung der Richtigkeit und Vollständigkeit
einer Urkunde im Rahmen des Urkundsbeweises: Elzer, JR 2006, S. 447.

46) Sehr streitig ist in diesem Zusammenhang, ob zur „Offensichtlich-
keit“ bloßes Schweigen auf eine Anfrage des Gerichts genügt, ob also
§ 138 Abs. 3 ZPO entsprechend Anwendung finden kann. Die Frage ist leb-
haft umstritten, sie ist aber zu verneinen. Wie hier: BGH, Rpfleger 2005,
S. 610 und Rpfleger 2005, S. 611; OLG Köln, MDR 1993, S. 381 sowie VersR
1994, S. 1370 und 1372; OLG Braunschweig, MDR 1995, S. 94; OLG
Schleswig, InVo 1999, S. 186; OLG Saarbrücken, Rpfleger 2001, S. 447;
OLG Dresden, Rpfleger 2003, S. 673; OLG Nürnberg, JurBüro 2006, S. 272;
Joswig, RPfleger 1991, S. 144; Münzberg, NJW 1992, S. 201; Musielak/
Lackmann, 6. Aufl., § 726 ZPO Rdnr. 5; Zöller/Stöber, (wie Fn. 25), § 727
ZPO Rdnr. 20.

47) Wie hier: Stein/Jonas/Münzberg, 22. Aufl., Rdnr. 6; Schuschke/
Walker, (wie Fn. 42), § 731 ZPO Rdnr. 1; Thomas/Putzo/Hüßtege, 29. Aufl.,
§ 731 ZPO Rdnr. 1; Wieczorek/Paulus, 3. Aufl., § 731 ZPO Rdnr. 6. A. A.
allerdings (der Gläubiger habe die Wahl zwischen beiden Klagen): BGH,
NJW 1987, S. 2863; Riecke, DGVZ 2006, S. 81 und 83.
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Titel übertragende Klausel nach § 727 ZPO wird häufig daran
scheitern, dass der Besitz des Nachbesitzers bereits vor dem
in § 325 ZPO genannten Zeitpunkt erlangt wurde oder sich
jedenfalls eine spätere Besitzerlangung nicht mit öffentlichen
oder öffentlich beglaubigten Urkunden oder sogar gar nicht
nachweisen lässt.

III. Anregungen, das Problem de lege ferenda sachgerecht
zu lösen

1. Ziel einer möglichen Gesetzesänderung

Soweit der Vermieter selbst Dritten neben dem verklagten
Mieter Rechte an den Räumlichkeiten eingeräumt hat, besteht
kein Bedarf, vom Erfordernis eines eigenen Räumungstitels
gegen diese Dritten abzusehen. Einer Regelung bedürfen nur
die Fälle, in denen Dritte ohne eigene Rechtsposition gegen-
über dem Vermieter die Räumlichkeiten allein vom Mieter zu
Besitz erhalten haben (als dessen Familienangehörige, Gäste,
Freunde oder Untermieter gegen den Willen des Vermieters),
ihr Besitzrecht also allein vom Mieter ableiten, und nun, wenn
der Mieter die Wohnung räumen soll, dort verbleiben wollen.
Ziel einer Gesetzesänderung insoweit sollte es sein, dass
diese Personen ohne eigenes Räumungsurteil durch eine den
Titel insoweit erweiternde Klausel in den Räumungstitel
gegen den Mieter einbezogen werden können. Eine solche
Regelung ist im Ansatz unserer Rechtsordnung nicht fremd,
vielmehr bietet § 93 ZVG Anknüpfungspunkte, die vergleichs-
weise herangezogen werden können48).

2. Vergleichbare Regelungen im geltenden Recht

Nach § 93 Abs. 1 ZVG ist der Zuschlagsbeschluss in der
Zwangsversteigerung Räumungstitel nicht nur gegen den bis-
herigen Eigentümer als Vollstreckungsschuldner im Zwangs-
versteigerungsverfahren, sondern auch gegen jeden Besitzer
des Grundstücks, dessen Besitzrecht nach dem Zuschlag
nicht bestehen bleibt. Bestehen bleiben zunächst einmal alle
ein Besitzrecht gewährenden dinglichen Rechte (Nießbrauch,
dingliches Wohnungsrecht, Altenteil), die (– weil dem betrei-
benden Recht im Rang vorgehend –) in das geringste Gebot
aufgenommen worden und vom Ersteher daher übernommen
worden waren. Zum anderen bleiben diejenigen schuldrecht-
lichen Berechtigungen zum Besitz bestehen, für die der
Gesetzgeber dies ausdrücklich angeordnet hat (– so in § 57
ZVG i. V. m. §§ 566, 578 BGB für den Mietvertrag49) –). Beruht
das ursprüngliche Besitzrecht auf anderen Normen, etwa auf
familienrechtlichen Verpflichtungen (§§ 1360, 1360 a, 1610,
1512 Abs. 2 BGB), so erlischt es, sobald der das Besitzrecht
Gewährende seinerseits nicht mehr Eigentümer des Grund-
stücks und damit zur Besitzgewährung auf diesem Grund-
stück nicht mehr berechtigt ist. Soweit die Räumungsvollstre-
ckung aus dem Zuschlagsbeschluss gegen den früheren
Eigentümer, also den Vollstreckungsschuldner des Zwangs-
versteigerungsverfahrens, betrieben wird, ergibt sich seine
Eigenschaft als Räumungsschuldner unmittelbar aus dem
Zuschlagsbeschluss, sodass sich im Hinblick auf § 750 Abs. 1
ZPO keine Schwierigkeiten ergeben. Soweit die Räumungs-
vollstreckung gegen andere, weitere Besitzer des Grund-
stücks betrieben werden soll, deren Besitzrecht nach dem
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Zuschlag erloschen ist, muss ihr Name, um dem § 750 Abs. 1
ZPO zu genügen, durch eine den Titel ergänzende Klausel auf
den Titel gesetzt werden 50). Insoweit bietet sich eine analoge
Anwendung des § 726 ZPO an (– Nachweis des Besitzes als
Voraussetzung der Zulässigkeit der Räumungsvollstreckung
gerade gegen diese Person –)51). Der Nachweis kann mit dem
Protokoll des Gerichtsvollziehers, dass sich diese Person als
Besitzer auf dem Grundstück befindet und er deshalb vor-
läufig die Räumung nicht durchführen kann, als öffentliche
Urkunde geführt werden. Diese Bescheinigung ist vom
Gerichtsvollzieher zu erstellen, wenn er das Grundstück das
erste Mal aufsucht, um die Modalitäten der Räumung zu
klären. Fraglich ist, ob der Vollstreckungsgläubiger zusätzlich
im Klauselverfahren gegen die Besitzer nachweisen muss,
dass deren Besitzrecht durch den Zuschlag erloschen ist, oder
ob es den Besitzern obliegt, ihrerseits diesen Nachweis im
Rahmen einer Klage gemäß §§ 93 Absatz 1 Satz 3 ZVG, 771
ZPO zu führen. Letzterem ist der Vorzug zu geben. Der die
Klausel erteilende Rechtspfleger hat geltend gemachte Be-
sitzrechte – durch Ablehnung der beantragten Klausel – nur
zu berücksichtigen, wenn die sie tragenden Tatsachen un-
streitig oder offensichtlich sind. Vage Anhaltspunkte für ein
mögliches Besitzrecht reichen nicht52). Auch wenn z. B. un-
streitig ist, dass auf dem Grundstück zusammen mit dem Voll-
streckungsschuldner lebende Kinder für Kost und Logis einen
finanziellen Beitrag leisten, ist damit noch nicht unstreitig,
dass sie als Mieter auf dem Grundstück leben. Es liegt näher,
dass der Beitrag im Rahmen der familienrechtlichen Verpflich-
tungen aus §§ 1618 a, 1619, 1620 BGB geleistet wird. Damit
das fortbestehende Besitzrecht bereits im Klauselverfahren
als unstreitig behandelt werden kann, muss der Besitzer die
sein Besitzrecht gegenüber dem Gläubiger tragenden Tat-
sachen substantiiert vortragen und der Gläubiger darf diese
Tatsachen nicht bestreiten53).

Räumungsfristen im Rahmen einer direkten oder analogen
Anwendung der §§ 721, 794 a ZPO sind im Verfahren der
Klauselerteilung nach § 726 ZPO den in den Titel mit einzube-
ziehenden weiteren Besitzern nicht zu gewähren, da § 721
ZPO im Rahmen der Räumungsvollstreckung aus einem Zus-
chlagbeschluss nach § 93 ZVG generell unanwendbar ist54);
Räumungsschutz kann hier nur über einen Antrag an das Voll-
streckungsgericht gemäß § 765 a ZPO erreicht werden55).

3. Vorschlag zu einer Ergänzung des § 885 ZPO

a) Überträgt man diese Gedanken auf die Räumungsvoll-
streckung nach § 885 ZPO, so müsste Absatz 1 um eine Rege-
lung ergänzt werden, dass neben dem Schuldner auch alle
48) Siehe hierzu auch: Fischer, DGVZ 2007, S. 111 und 119. Auch Mack-
Oberth, jurisPR-MietR 12/2009; Anmerkung 5 empfiehlt eine solche Geset-
zesänderung.

49) Allerdings nur, wenn der Mietvertrag bereits vor dem Zuschlag ab-
geschlossen worden war: LG Kleve, DGVZ 2009, S. 166 (in diesem Heft).
50) OLG Hamm, Rpfleger 1989, S. 165; OLG Köln, DGVZ 1997, S. 119.
A. A. (die einfache Klausel gegen den Schuldner erfasse auch die Mitbesitzer):
OLG Karlsruhe, WuM 1992, S. 493.

51) AG Westerburg, DGVZ 2005, S. 46 mit Anmerkung durch Seip;
Schuschke/Walker, Vollstreckung und vorläufiger Rechtsschutz, (wie
Fn. 42), § 726 ZPO Rdnr. 5; Schuschke, NZM 2005, S. 681 und 687.

52) BGH, Rpfleger 2004, S. 568; BGH, DGVZ 2008, S. 170.
53) Ein Schweigen des Gläubigers zum substantiierten Vortrag des auf

Räumung in Anspruch Genommenen wäre hier als Zugeständnis zu werten
(anders als in Fn. 46), da der Gläubiger als Herr des Zwangsvollstreckungs-
verfahrens zur Mitwirkung verpflichtet ist.

54) OLG München, OLGZ 1969, S. 43 und 45; LG Hamburg, MDR 1971,
S. 671; Musielak/Lackmann, (wie Fn. 46), § 721 ZPO Rdnr. 2; Thomas/
Putzo/Hüßtege, (wie Fn. 47), § 721 Rdnr. 2; Zöller/Stöber, (wie Fn. 25),
§ 721 Rdnr. 1; a. A. allerdings: LG Mannheim, MDR 1967, S. 1018; OLG
München, OLGZ 1969, S. 43; LG Aschaffenburg, DGVZ 2002, S. 169.

55) OLG München, OLGZ 1969, S. 43; LG Kiel, NJW 1992, S. 1174;
Wieczorek/Paulus, (wie Fn. 47), § 721 ZPO Rdnr. 12.
DGVZ 2009, Nr. 10



R E C H T S P R E C H U N G
§ 808 ZPO; § 132 GVGA

1. Eine Taschenpfändung von vereinnahmtem Trinkgeld ist
nur vorzunehmen, wenn sie aus verständlicher Sicht des
Gerichtsvollziehers erfolgversprechend ist.

2. Zu den Grenzen der Zumutbarkeit der Durchführung bei
Pfändungen in einem Gaststättenbetrieb.

LG Kaiserslautern, Beschl. v. 30. 12. 2008
– 1 T 179/08 –

G r ü n d e :

I .

Der Gläubiger betreibt die Zwangsvollstreckung aus
dem Vollstreckungsbescheid des Amtsgerichts Mayen vom
20. April 2007 hinsichtlich eines zu vollstreckenden Betrages
in Höhe von insgesamt 452,98 Euro.

Am 18. Februar 2008 stellte der Gläubiger einen kombi-
nierten Zwangsvollstreckungsauftrag mit Antrag zur Abgabe
der eidesstattlichen Versicherung und Aufstellung des
Vermögensverzeichnisses gemäß §§ 807, 900 ZPO nebst
Verhaftungsauftrag auf Grundlage eines Haftbefehls des
DGVZ 2009, Nr. 10
Amtsgerichts Mannheim vom 8. Februar 2008. Der Zwangs-
vollstreckungsauftrag enthielt den Hinweis, der Schuldner sei
in der Gaststätte F. in K. beschäftigt und bewohne dort ein
Nebenzimmer der Gaststätte. Weiterhin wurde beantragt,
eine Kassenpfändung als Dauerpfändung durchzuführen.

Nachdem der Gerichtsvollzieher den Schuldner am
11. März 2008 und am 19. März 2008 nicht in der Gaststätte
angetroffen hatte, erschien der Schuldner am 1. April 2008 in
dessen Büro und gab nach Verhaftung die eidesstattliche Ver-
sicherung ab. Dabei gab er u. a. an, er verfüge über kein Bar-
geld, beziehe aber Arbeitslohn aus seiner Tätigkeit in der
Gaststätte.

Mit seiner am 2. Juni 2008 bei Gericht eingegangenen Er-
innerung vom 30. Mai 2008 hat der Gläubiger beantragt, den
Gerichtsvollzieher anzuweisen, die im Rahmen der Tätigkeit
des Schuldners als Kellner in der Gaststätte F. jeweils erhalte-
nen Trinkgelder bis zu der Höhe der Forderung zu pfänden.

Der Gerichtsvollzieher sei verpflichtet, entsprechend den
Weisungen des Gläubigers den Schuldner jeweils am Ende
der Mittagessens- bzw. Abendessenszeit aufzusuchen und
die vereinnahmten Trinkgelder im Wege der Taschenpfändung
zu pfänden.
diejenigen aus dem Besitz zu setzen seien, die kein eigenes
Besitzrecht haben und ihren Besitz allein vom Schuldner
ableiten. Damit dem Erfordernis des § 750 Abs. 1 ZPO Genüge
getan ist, müssen die Namen dieser Besitzer sich aus einer
nach § 726 ZPO analog zum Titel gegen den Schuldner zu
erteilenden Klausel ergeben. Der Gläubiger hat bei Bean-
tragung der Klausel dem Rechtspfleger nachzuweisen, dass
diese Personen Besitzer der zu räumenden Wohnung sind. Er
kann dies durch ein Protokoll des Gerichtsvollziehers tun,
dass er diese Personen in der Wohnung des Schuldners als
Besitzer festgestellt hat. Wollen diese Personen einwenden,
dass sie ein eigenes Besitzrecht, etwa aus einem eigenen
Mietvertrag, gegenüber dem Gläubiger haben, müssen sie
dies mit einer Klage gemäß §§ 93 Absatz 1 Satz 3 ZVG, 771
ZPO tun. Machen sie ihr Recht glaubhaft, können sie gemäß
§ 769 ZPO die Einstellung der Räumungsvollstreckung bis zur
Entscheidung über ihre Widerspruchsklage beantragen. Voll-
streckt der Gerichtsvollzieher gegen sie, ohne dass der Titel
durch eine Klausel gegen sie erweitert wurde, können sie
hiergegen mit der Erinnerung nach § 766 ZPO vorgehen.

b) Die vorgeschlagenen Ergänzungen des § 885 ZPO könn-
ten also wie folgt lauten:

Absatz 1 Satz 1: „Hat der Schuldner eine unbewegliche
Sache oder ein eingetragenes Schiff oder Schiffsbauwerk
herauszugeben, so hat der Gerichtsvollzieher den Schuldner
und alle weiteren Besitzer der Sache, die ihr Besitzrecht nur
vom Schuldner ableiten, aus dem Besitz zu setzen und den
Gläubiger in den Besitz einzuweisen.“

Absatz 1 Sätze 2, 3 und 4: „Andere als die bereits im Titel
genannten Personen müssen in einer dem Titel beigefügten
Vollstreckungsklausel namentlich als Schuldner bezeichnet
sein. Machen sie ein eigenes Besitzrecht gegenüber dem
Gläubiger geltend, so können sie nach Maßgabe des § 771
Widerspruch erheben. Hierüber sind sie im Rahmen des
Klauselerteilungsverfahrens zu belehren.“
Absatz 1 Sätze 2 bis 4 werden die Sätze 5 bis 7.

Damit die Mitbesitzer der Wohnung ihre Einwendungen
gegen das Räumungsverlangen des Gläubigers auch schon im
Räumungsprozess selbst geltend machen können, wenn sie
dies wollen, sollte ihnen die Möglichkeit eingeräumt werden,
dem Schuldner als Streithelfer im Prozess beizutreten56). Zu
diesem Zweck müsste dem § 66 Absatz 1 ZPO ein neuer
Satz 2 angefügt werden, der etwa lauten könnte:

„Gleiches gilt für Personen, auf die ein Räumungstitel ge-
mäß § 885 Absatz 1 Satz 2 erstreckt werden kann.“

c) Eine solche Neuregelung beträte kein völliges Neuland.
Sie wäre im Hinblick auf Artikel 13 des Grundgesetzes unbe-
denklich, da die Erstreckung der richterlichen Räumungsan-
ordnung im Titel auch gegen die weiteren Besitzer gesetzlich
geregelt wäre und sowohl im Klauselverfahren als auch im
Verfahren der Klage nach § 771 ZPO den Mit- bzw. Nachbe-
sitzern hinreichender Rechtsschutz gewährt werden kann.
Darüber hinaus könnten sie – müssten aber nicht – sich auch
unmittelbar am Räumungsprozess beteiligen.

IV. Schlussbetrachtung

Die jetzige Rechtslage ist teuer, führt zu unnötigen Ver-
zögerungen des Räumungsverfahrens und lädt unwillige
Schuldner nahezu zum Missbrauch ein. Der vorgeschlagene
Weg ist deutlich kostengünstiger, gewährt den Dritten hin-
reichenden Rechtsschutz, schützt aber auch den durch Arti-
kel 14 des Grundgesetzes gestützten Anspruch des Räu-
mungsgläubigers, sein ihm zu Unrecht vorenthaltenes Eigen-
tum in angemessener Zeit mit angemessenem Aufwand in der
Zwangsvollstreckung wiederzuerlangen.
56) Fischer, DGVZ 2007, S. 111 und 120; Schuschke, NZM 2005, S. 681
und 686.
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Das Amtsgericht – Vollstreckungsgericht – Rockenhausen
hat die Erinnerung durch Beschluss vom 4. Juni 2008 mit der
Begründung zurückgewiesen, eine Pfändung der Trinkgelder
sei unzulässig, da Gewahrsamsinhaber nach der Verkehrs-
auffassung der nicht zur Herausgabe bereite Inhaber der
Gaststätte sei. Zwar gehe der Gewahrsam mit dem Verlassen
der Gaststätte auf den Schuldner über, es sei jedoch höchst
fraglich, ob es dem Gerichtsvollzieher zeitlich möglich und
zumutbar sei, diesen Zeitpunkt abzuwarten.

Auf die sofortige Beschwerde des Gläubigers vom 10. Juni
2008 hob das Landgericht Kaiserslautern den angegriffenen
Beschluss auf und verwies die Sache zur erneuten Behand-
lung und Entscheidung an das Amtsgericht – Vollstreckungs-
gericht – Rockenhausen zurück.

Mit der am 23. Juli 2008 erhobenen sofortigen Beschwer-
de wendet sich der Gläubiger gegen die erneute Zurückwei-
sung der Erinnerung durch Beschluss des Amtsgerichts – Voll-
streckungsgericht – Rockenhausen vom 8. Juli 2008.

I I .

Die gemäß § 793 ZPO statthafte und auch im Übrigen in
verfahrensrechtlicher Hinsicht nicht zu beanstandende sofor-
tige Beschwerde des Gläubigers hat in der Sache keinen
Erfolg. Die Durchführung der Zwangsvollstreckung durch den
Gerichtsvollzieher ist nicht zu beanstanden.

Insbesondere war der Gerichtsvollzieher nicht verpflichtet,
beim Schuldner eine Taschenpfändung hinsichtlich der ver-
einnahmten Trinkgelder vorzunehmen. Eine Durchsuchung
der vom Schuldner getragenen oder abgelegten Kleidungs-
stücke hat nur dann zu erfolgen, wenn sie aus verständiger
Sicht des Gerichtsvollziehers erfolgversprechend ist. Dies ist
der Fall, wenn der Gläubiger konkrete Hinweise gegeben hat
oder sonst Anhalt besteht, dass der Schuldner pfändbare
Gegenstände bei sich trägt (LG Detmold, DGVZ 199, S. 119).
Zwar hat der Gläubiger mit seinem Vollstreckungsauftrag vom
18. Februar 2008 die Durchführung einer Taschenpfändung
nicht ausdrücklich beantragt. Aufgrund der Tätigkeit des
Schuldners im Gastronomiebereich ist jedoch mit einer
Vereinnahmung von Trinkgeldern zu rechnen, so dass eine
Taschenpfändung nicht von vornherein ausscheidet.

Gemäß § 808 ZPO erstreckt sich die Pfändung durch den
Gerichtsvollzieher auf alle körperlichen Gegenstände, die
sich im Gewahrsam des Schuldners befinden. Im Gewahrsam
des Schuldners befinden sich alle Sachen, die in äußerlich
erkennbarer Weise seinem Herrschaftsbereich unterliegen,
durch den sie nach der Verkehrsauffassung als sein Vermögen
ausgewiesen sind (Zöller/Stöber, ZPO, 26. Auflage, § 808
Rdnr. 5). Der Schuldner hat grundsätzlich Gewahrsam an den
Sachen, die er am Körper trägt. Etwas anderes gilt jedoch,
wenn es sich bei dem Schuldner – wie hier – um einen Besitz-
diener i. S. v. § 855 BGB handelt. Da dieser die tatsächliche
Gewalt für den Besitzherrn in dessen Haushalt, Erwerbs-
geschäft oder sonstigem Abhängigkeitsverhältnis ausübt, ist
der Gewahrsam allein dem Besitzherrn zuzurechnen (Zöller/
Stöber, ZPO, 26. Auflage, § 808 Rdnr. 8). So hat der Inhaber
der Gaststätte Gewahrsam an den vom Servicepersonal im
Rahmen seiner Tätigkeit vereinnahmten Geldern. Dies gilt
nach der Verkehrsauffassung auch für die vereinnahmten
Trinkgelder. Zwar steht das Trinkgeld als freiwillige Zuwen-
dung über den geschuldeten Zahlungsbetrag hinaus dem
Servicepersonal zu, es darf jedoch erst nach Abrechnung mit
dem Inhaber der Gaststätte endgültig einbehalten werden.
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Eine Pfändung des Trinkgelds beim Inhaber der Gaststätte
als Gewahrsamsinhaber gemäß § 809 ZPO scheitert an des-
sen fehlender Herausgabebereitschaft. Denn dieser hat sich
gegenüber dem Gerichtsvollzieher gegen jede Vollstreckungs-
maßnahme verwahrt.

Nach Abrechnung gegenüber dem Inhaber der Gaststätte
begründet der Schuldner einen eigenen Gewahrsam an den
erhaltenen Trinkgeldern, sodass eine Taschenpfändung nun-
mehr zulässig ist. Der Gerichtsvollzieher war jedoch nicht ver-
pflichtet, den Schuldner jeweils nach Ende der Mittagessens-
bzw. Abendessenszeit aufzusuchen und das nach Abrech-
nung einbehaltene Trinkgeld im Wege der Taschenpfändung
zu pfänden. Zwar sind Weisungen des Gläubigers, die Beginn,
Art und Ausmaß der Zwangsvollstreckung betreffen, für den
Gerichtsvollzieher grundsätzlich bindend, soweit sie nicht mit
den Gesetzen oder der Geschäftsanweisung für Gerichts-
vollzieher in Widerspruch stehen (Zöller/Stöber, ZPO, 26. Auf-
lage, § 753 Rdnr. 4). Die vom Gläubiger begehrte Art der
Durchführung der Zwangsvollstreckung ist dem Gerichts-
vollzieher jedoch nicht zumutbar. Dies gilt insbesondere im
Hinblick darauf, dass für eine vollständige Befriedigung des
Gläubigers eine dauerhafte Taschenpfändung erforderlich
sein dürfte. Denn aufgrund des Geschäftsablaufs in einem
Gaststättenbetrieb ist es in zeitlicher Hinsicht ungewiss,
wann es jeweils zum Übergang des Gewahrsams auf den
Schuldner kommen würde. Auch wenn die Gaststätte über
geregelte Öffnungszeiten verfügen sollte, hängt der Zeitpunkt
der Abrechnung von vielfältigen Faktoren ab (z. B. Gästeauf-
kommen, anfallende Arbeiten). Zu einer vorzeitigen Abrech-
nung der vereinnahmten Gelder ist der Inhaber der Gaststätte
nicht verpflichtet, so dass der Gerichtsvollzieher gegebenen-
falls zu einem erheblichen Zuwarten gezwungen würde. Ein
derartiger Eingriff in die Organisationsgewalt des Gerichts-
vollziehers wäre nicht sachgerecht.

§ 885 ZPO; § 93 Abs. 1 ZVG; § 182 GVGA

Bei Räumung aus einem Zuschlagsbeschluss liegt ein die
Räumung hinderndes Recht nicht vor, wenn der Besitz durch
den Mieter erst nach Erteilung des Zuschlags erlangt wurde.

LG Kleve, Beschl. v. 17. 2. 2009
– 4 T 24/09 –

G r ü n d e :

Mit Zuschlagsbeschlüssen des Amtsgerichts Geldern vom
27. Januar 2004 und vom 27. Januar 2004 hat die Gläubigerin
im Wege der Zwangsvollstreckung das Eigentum an näher
bezeichneten landwirtschaftlichen Flächen erworben. Mit An-
waltsschriftsatz vom 13. Mai 2008 hat sie dem zuständigen
Gerichtsvollzieher auf der Grundlage der vollstreckbaren Aus-
fertigung der vorgenannten Beschlüsse Auftrag zur Räumung
der näher bezeichneten landwirtschaftlichen Flächen erteilt.
Der Gerichtsvollzieher hat diese Räumungsvollstreckung un-
ter Hinweis auf ein von den Schuldnern aus einem zwischen
ihnen und ihrer am 13. Mai 2006 verstorbenen Tochter an-
geblich geschlossenen Pachtvertrag vom 1. November 2000
nebst Ergänzung vom 1. November 2003 hergeleitetes Besitz-
recht der Enkelin als Erbin nach ihrer verstorbenen Mutter ab-
gelehnt. Die hiergegen gerichtete Verpflichtungserinnerung
der Gläubigerin hat das Amtsgericht Geldern mit Beschluss
vom 12. Dezember 2008 zurückgewiesen. Gegen den ihr am
2. Januar 2009 zugestellten Beschluss wendet sich die Gläu-
bigerin mit der am 12. Januar 2009 eingelegten sofortigen
Beschwerde.
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Das Rechtsmittel der Gläubigerin ist gemäß §§ 567 Abs. 1
Nr. 1, 569 Abs. 1 Satz 1 und 2 ZPO, 793 ZPO zulässig. Denn
bei dem Beschluss des Amtsgerichts Geldern vom 12. Dezem-
ber 2008, mit dem die Verpflichtungserinnerung (§ 766 Abs. 2
ZPO) der Gläubigerin zurückgewiesen worden ist, handelt es
sich um eine Entscheidung des Vollstreckungsgerichts im
Sinne des § 793 ZPO.

Auch in der Sache hat das Rechtsmittel Erfolg. Die Schuld-
ner sind zur Räumung der streitgegenständlichen landwirt-
schaftlichen Flächen verpflichtet und können sich demgegen-
über nicht mit Erfolg auf ein eigenes Besitzrecht ihrer Enkelin
als Erbin nach der verstorbenen Mutter aufgrund der Pacht-
verträge vom 1. November 2000 und 1. November 2003 beru-
fen.

Nach § 93 Abs. 1 Satz 2 ZVG darf der Ersteher aus dem
Beschluss, durch welchen ihm der Zuschlag erteilt worden ist,
die Zwangsvollstreckung gegen den Besitzer auf Räumung
und Herausgabe des Grundstücks nicht betreiben, wenn die-
ser es aufgrund eines Rechtes besitzt, das durch den Zuschlag
nicht erloschen ist. Ein solches Recht kann dem Mieter oder
Pächter nach Maßgabe des § 57 ZVG zustehen. Ist ihm das
Grundstück überlassen, findet – beim Pächter über die Ver-
weisung des § 581 Abs. 2 BGB – die Vorschrift des § 566 BGB
i.V. m. § 578 Abs. 1 BGB Anwendung. Dies setzt allerdings
voraus, dass es noch vor der Versteigerung zur Überlassung
des Grundstücks durch den Vermieter oder Verpächter in Er-
füllung seiner Pflichten aus dem Mietvertrag oder Pachtver-
trag gekommen ist; die Besitzeinräumung muss gerade im
Hinblick auf das Miet- oder Pachtverhältnis erfolgt sein. Denn
§ 57 ZVG will allein den zum Zeitpunkt des Zuschlags bereits
besitzenden Mieter oder Pächter vor einer nachfolgenden
Räumung schützen. Wird der Miet- oder Pachtvertrag vor
Erteilung des Zuschlags abgeschlossen, der Besitz an der
Miet- oder Pachtsache aber erst danach erlangt, oder findet
ein bei Zuschlagserteilung bereits ausgeübter Besitz seine
Grundlage nicht in einem Miet- oder Pachtverhältnis, kann der
Besitzer sich auf die Bestimmung nicht berufen. Denn § 57
ZVG will allein den im Zeitpunkt des Zuschlags bereits besit-
zenden Mieter oder Pächter vor einer nachfolgenden Räu-
mung schützen. Hierbei muss der Besitzer zwar nicht den
vollen (materiellen) Beweis für sein Besitzrecht erbringen. Es
genügt aber auch nicht, dass er sich lediglich auf ein solches
Recht beruft. Es müssen vielmehr – von ihm im Einzelnen
darzulegende – Anhaltspunkte gegeben sein, die sein
Besitzrecht zumindest nahe legen. Denn anderenfalls bestün-
de die Gefahr, dass der Missbrauch der Schutzvorschriften
des Zwangsversteigerungsgesetzes – insbesondere des § 57
ZVG – zum Nachteil des Erstehens gefördert würde (vgl. BGH
WM 2004, S. 754 f.; DGVZ 2008, S. 170 f.).

Im Streitfall sind solche Anhaltspunkte für das von den
Schuldnern geltend gemachte Besitzrecht ihrer Enkelin nicht
ausreichend dargetan. Allerdings haben die Schuldner den
Pachtvertrag vom 1. November 2000 und die Verlängerungs-
vereinbarung vom 1. November 2003 vorgelegt, wonach die
streitgegenständlichen landwirtschaftlichen Flächen von den
Schuldnern an ihre am 13. Mai 2006 verstorbene Tochter als
Pächterin bis zum 31. Oktober 2015 verpachtet worden sind.
Auch ist durch den Erbschein des Amtsgerichts Geldern vom
19. Oktober 2006 ausreichend belegt, dass die Enkelin ihre
verstorbene Mutter als Alleinerbin beerbt hat mit der Folge,
dass die Enkelin in ein Besitzrecht ihrer Mutter aus dem
Pachtvertrag vom 1. November 2000 und 1. November 2003
im Wege der Universalsukzession (§ 1922 BGB) eingetreten
wäre. Indessen kann nicht nachvollzogen werden, dass der
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Tochter der Schuldner als Pächterin überhaupt der Besitz an
den streitgegenständlichen landwirtschaftlichen Flächen vor
der Erteilung des Zuschlags auf der Grundlage des genannten
Pachtvertrages eingeräumt worden ist.

Dem von den Schuldnern vorgelegten Pachtvertrag vom
1. November 2000 und der Verlängerungsvereinbarung vom
1. November 2003 lässt sich nicht entnehmen, dass und
wann die Schuldner als Verpächter der streitgegenständ-
lichen landwirtschaftlichen Flächen ihrer Tochter den Besitz
und die Nutzungsmöglichkeit hieran eingeräumt haben. Ins-
besondere enthält auch die Verlängerungsvereinbarung kei-
nen Hinweis darauf, dass und seit wann die Tochter den Besitz
und die Nutzung an den fraglichen Flächen ausgeübt hat. Ein-
leitend heißt es sowohl im Pachtvertrag vom 1. November
2000 als auch in der Verlängerungsvereinbarung vom 1. No-
vember 2003 lediglich, die Tochter sei unter der „gleichen
Adresse“ wie die Schuldner wohnhaft. Damit war aber nichts
dazu gesagt, dass und seit wann sie den Besitz und die Nut-
zung der landwirtschaftlichen Flächen aufgrund des vorge-
nannten Pachtvertrages übertragen erhalten und in welcher
Weise sie diese Nutzung ausgeübt hatte.

Zu dem ausdrücklichen Vortrag der Gläubigerin, die
Tochter habe tatsächlich den unmittelbaren Besitz niemals
angetreten, haben sich die Schuldner auch mit der Beschwer-
deerwiderung nicht geäußert. Damit fehlt es aber an aus-
reichenden Anhaltspunkten, die auf einen Besitz der Tochter
der Schuldner bzw. der Enkelin schon vor Erteilung des
Zuschlags zugunsten der Gläubigerin rückschließen lassen.

Die Einwände der Schuldner können somit nur gemäß § 93
Abs. 1 Satz 3 ZVG zum Gegenstand einer Klage nach § 771
ZPO gemacht werden. Dort ist auch zu klären, ob der streitge-
genständliche Pachtvertrag wirksam zustande gekommen ist.

§§ 750 Abs. 1; 885 ZPO; § 180 GVGA

Zum Nachweis des Mitbesitzes an einer zu räumenden
Wohnung reicht die Vorlage eines Personalausweises mit der
entsprechenden Anschrift nicht aus.

AG Bad Neuenahr-Ahrweiler, Beschl. v. 2. 7. 2009
– 1 M 1017/09 –

G r ü n d e :

In dem Versäumnisurteil des Amtsgerichts Bad Neuenahr-
Ahrweiler vom 16. März 2009 ist die Schuldnerin verurteilt
worden, die im Hause A. im 1. Obergeschoss befindliche
Wohnung – bestehend aus einem Zimmer, einer Küche, einem
Bad und WC und einem Kellerraum – zu räumen und an den
Gläubiger herauszugeben.

Der Erinnerungsführer macht nun mit Antrag vom 7. Juni
2009 geltend, er habe die oben genannte Wohnung in Besitz
genommen. Er wendet sich gegen die Räumung mit der Be-
gründung, aus einem Titel gegen den Hauptmieter könne
nicht zugleich gegen den Untermieter vollstreckt werden. Es
bedürfe vielmehr gegen den Untermieter eines gerichtlichen
Titels. Zum Nachweis der Inbesitznahme legt er lediglich die
Kopie seines Personalausweises vor mit der Anschrift „A“.

Mit Beschluss vom 12. Juni 2009 ist die Zwangsvollstre-
ckung einstweilen eingestellt worden bis zur Entscheidung
über die Erinnerung. Mit Übersendung des Beschlusses ist
der Erinnerungsführer aufgefordert worden, den Nachweis
des (Mit-)Besitzes an der Wohnung binnen einer Woche nach-
zuweisen.
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Der Gläubiger hat mit Schriftsatz vom 17. Juni 2009 be-
hauptet, er habe das Objekt am 15. August 2007 in Besitz
genommen. Der Mitbesitz des Erinnerungsführers wird be-
stritten. Die Vorlage des Personalausweises sei kein Beweis.
Ein Recht auf ein Untermieterverhältnis wird bestritten. Es
werde bestritten, dass der Erinnerungsführer in der Immobilie
wohne. Wenn er in der Immobilie wohne, könne er jetzt erst
eingezogen sein mit der Konsequenz, dass dann eine Titel-
umschreibung erfolgen müsse.

Entgegen der Aufforderung des Gerichts hat der Erin-
nerungsführer seinen (Mit-)Besitz an der oben genannten
Wohnung nicht nachgewiesen. Bei Bestreiten des (Mit-)Besit-
zes des Erinnerungsführers durch den Gläubiger im Schrift-
satz vom 17. Juni 2009 ist die Vorlage des Personalausweises
nicht ausreichend. Da der Erinnerungsführer seinen (Mit-)Be-
sitz an der oben genannten Wohnung nicht nachgewiesen
hat, war die Erinnerung zurückzuweisen.

Zwar ist für die Räumungsvollstreckung gegen einen Unter-
mieter der Titel gegen den Hauptmieter nicht ausreichend,
sondern es ist ein gegen diesen gerichteter Vollstreckungs-
titel erforderlich, der Erinnerungsführer hat aber den Besitz
der Mietsache nicht nachgewiesen.

Zwar darf gegen andere als die in dem Räumungstitel oder
der Klausel bezeichneten Personen die Räumungsvollstre-
ckung selbst dann nicht erfolgen, wenn zweifelsfrei feststeht,
dass diese nach materiellem Recht zur Herausgabe der Miet-
sache an den Gläubiger verpflichtet sind. Da der (Mit-)Besitz
des Erinnerungsführers aber nicht nachgewiesen ist, steht
§ 750 Abs. 1 Satz 1 ZPO nicht der Vollstreckung entgegen.

Die Erinnerung war zurückzuweisen.

§§ 750 Abs. 1; 885 ZPO; § 148 Abs. 2 InsO; § 181 GVGA

Auch bei der Räumungsvollstreckung aus einem Insolvenz-
eröffnungsbeschluss ist die Vorlage eines eigenen Titels
gegen die Ehefrau des Schuldners erforderlich.

AG Darmstadt, Beschl. v. 13. 5. 2009
– 9 IN 167/08 –

G r ü n d e :

Die gemäß § 148 Abs. 2 InsO i.V. m. § 766 ZPO zulässige
Erinnerung ist unbegründet.

Der Insolvenzverwalter beauftragte den Gerichtsvollzieher
am 31. März 2009 mit der Räumung der vom Schuldner und
seiner Ehefrau bewohnten Immobilie aufgrund des im Insol-
venzverfahren ergangenen Eröffnungsbeschlusses.

Der zuständige Gerichtsvollzieher lehnte die Durchfüh-
rung des Auftrages mit der Begründung ab, gegen die Ehefrau
und Mitbewohnerin des Schuldners liege kein Titel vor.

Der Insolvenzverwalter vertritt die Auffassung, dass ein
fehlender Titel gegen die Ehefrau keinen Grund darstelle,
nicht wenigstens den Schuldner selbst zwangszuräumen.

Gemäß § 148 Abs. 2 InsO (Frankfurter Kommentar zum
Insolvenzrecht, 5. Aufl., § 148 Rdnr. 13) stellt die vollstreckba-
re Ausfertigung des Eröffnungsbeschlusses gleichsam einen
Räumungstitel dar, der nach § 885 ZPO vollstreckt wird. Strei-
tig war lange Zeit, ob die Räumungsvollstreckung aus diesem
Titel auch gegen den Ehepartner betrieben werden kann.

Der BGH (Beschluss vom 25. Juni 2004) hat dazu entschie-
den, dass ein Räumungstitel gegen einen Schuldner keine
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Ermächtigung zur Räumung des Ehepartners ist. Für den vor-
liegenden Fall entscheidend sind jedoch die Ausführungen
des BGH im letzten Absatz der Entscheidung, worin das
Gericht feststellt, dass die Weigerung des Gerichtsvollziehers,
den Vollstreckungsauftrag gegen den Schuldner selbst aus-
zuführen jedenfalls dann rechtens ist, wenn bereits vor der
Vollstreckung bekannt ist, dass gegen den Ehepartner kein
Titel vorliegt und es deshalb an einer allgemeinen Vollstre-
ckungsvoraussetzung im Sinne des § 750 Abs. 1 ZPO fehle.
Der Gerichtsvollzieher sei nicht gehalten, im Zuge der Vollstre-
ckung gegen den Schuldner herauszufinden, ob der Ehegatte
möglicherweise freiwillig die Wohnung verlasse.

Die Erinnerung war daher zurückzuweisen.

Anmerkung der Schriftleitung:

Zitiert ist die Entscheidung des BGH, vgl. DGVZ 9/2004,
S. 138. Vergleiche zu diesem Komplex auch Holzer in DGVZ
5/2008, S. 69 ff.

§ 885 ZPO; § 4 GvKostG

Zur Angemessenheit eines Räumungskostenvorschusses.

LG Heidelberg, Beschl. v. 20. 5. 2009
– 6 T 20/09 b –

G r ü n d e :

Die Gläubigerin wendet sich gegen die Einzahlung eines
angeforderten Räumungskostenvorschusses in Höhe von
5 000,– Euro. Das Amtsgericht hat durch den angefochtenen
Beschluss die Erinnerung der Gläubigerin gegen die Höhe des
Kostenvorschusses zurückgewiesen. Gegen diesen ihr am
16. März 2009 zugestellten Beschluss legte die Gläubigerin
sofortige Beschwerde ein, die am 24. März 2009 bei Gericht
einging. Das Amtsgericht hat mit Beschluss vom 24. März
2009 der sofortigen Beschwerde nicht abgeholfen und die
sofortige Beschwerde dem Landgericht zur Entscheidung
vorgelegt. Die Akten gingen am 30. März 2009 beim Landge-
richt ein.

Die sofortige Beschwerde ist zulässig. Sie hat jedoch in der
Sache keinen Erfolg. Das Amtsgericht ist zu Recht davon aus-
gegangen, dass hier im konkreten Fall gemäß § 4 GvKostG der
von der Gerichtsvollzieherin verlangte Räumungskosten-
vorschuss in Höhe von 5 000,– Euro – bei Geltendmachung
des Vermieterpfandrechts an der Einbauküche durch die
Gläubigerin – angemessen ist.

Die Gerichtsvollzieherin hat in ihren beiden dienstlichen
Stellungnahmen vom 4. Februar 2009 und 26. Februar 2009
konkret dargelegt, welche Kosten im Einzelnen anfallen. Sie
hat berücksichtigt, dass Kosten eines Schlossers anfallen
können, falls am Räumungstermin niemand angetroffen wird.
Ferner hat sie in Rechnung gestellt, dass möglicherweise Kos-
ten für die Einlagerung des Räumungsgutes, für die sofortige
Vernichtung nicht einlagerungsfähiger Sachen, für die Ver-
nichtung nicht abgeholter Sachen aus § 811 ZPO nach Ablauf
der Lagerfrist sowie für die Vernichtung nach Durchführung
der Versteigerung nicht veräußerter Sachen nach Ablauf der
Lagerfrist entstehen können. Diese Kosten durfte sie auch
ansetzen, da nicht dargelegt ist, dass die Schuldnerin und
ihre Familie mithelfen, den Hausrat einzupacken. Im Übrigen
hat die Gerichtsvollzieherin sich die 93 Quadratmeter große
Wohnung angeschaut und festgestellt, dass umfangreicher
Hausrat in der Wohnung vorhanden ist. Darüber hinaus ist zu
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berücksichtigen, dass vier Personen in der Wohnung wohnen.
Die Gerichtsvollzieherin hat zwei Rechnungen vorgelegt, aus
denen hervorgeht, dass nur an Speditionskosten 2 975,40
Euro bzw. 2 640,28 Euro für vergleichbare Wohnungen an-
gefallen sind.

Soweit die Gläubigerin zwei Anforderungen eines Räu-
mungskostenvorschusses in Höhe von 3 000,– Euro vorlegt,
ergibt sich zum einen daraus nicht, welche Wohnung in
welcher Größe geräumt werden soll und welche Kosten der
Gerichtsvollzieher veranschlagt hat. Insoweit wird der Vortrag
der Gläubigerin, es handele sich in den Vorschussanforderun-
gen um 3-Zimmer-Wohnungen, als zutreffend zugrunde
gelegt. Aus den vorgelegten Vorschussanforderungen der
Gläubigerin geht nicht hervor, ob der Gerichtsvollzieher nur
die Speditionskosten oder auch noch Kosten für Einlagerung
und Vernichtung von Gegenständen angesetzt hat. Es ist
durchaus möglich, dass der Gerichtsvollzieher nur die Spe-
ditionskosten veranschlagt hat, weil nur diese im konkreten
Fall angefallen sind. Darüber hinaus ergibt sich aus den von
der Gläubigerin vorgelegten Vorschussanforderungen nicht,
ob sich in den Wohnungen umfangreicher Hausrat befand.

Soweit die Gläubigerin vorträgt, es sei unglaubhaft, dass
die Schuldnerin, ihr Ehemann und ihre beiden erwachsenen
Söhne bei der Räumung untätig seien, hat sie nicht glaubhaft
gemacht, dass die Schuldnerin und ihre Familie den Hausrat
einpacken und die Möbelstücke ausräumen. Dies ist eine
bloße Vermutung der Gläubigerin. Diese hat nicht substan-
tiiert dargelegt, dass der angeforderte Räumungskosten-
vorschuss im konkreten Fall nicht angemessen ist.

Soweit die Gläubigerin mit Schriftsatz vom 14. Mai 2009
eine Rechnung eines Umzugsunternehmens vom 2. Mai 2009
vorgelegt hat, aus der hervorgeht, dass für die Räumung einer
Zweieinhalbzimmerwohnung und für das Einlagern nur
1 466,68 Euro angefallen sind, ist dieser Fall nicht mit dem
vorliegenden vergleichbar. Denn es handelt sich nur um die
Speditionskosten und die Kosten für die Tätigkeit des Ein-
lagerns. In dem Betrag von 1 466,68 Euro sind aber nicht die
Kosten für den Zeitraum des Einlagerns, keine Kosten für eine
eventuelle Vernichtung nicht einlagerungsfähiger Sachen und
nicht abgeholter Sachen aus § 811 ZPO nach Ablauf der La-
gerungsfrist enthalten. Ferner sind auch keine Kosten für die
Hinzuziehung eines Schlossers enthalten. Im Übrigen ergibt
sich aus der Rechnung des Umzugsunternehmens nicht, wie
viele Personen in der Wohnung wohnten und wie umfangreich
der Hausrat war.

§ 885 ZPO; § 4 GvKostG

1. Es unterliegt keiner Ermessensentscheidung des Ge-
richtsvollziehers, ob ein Vorschuss angefordert werden
muss.

2. Die Höhe des Vorschusses richtet sich allein nach den
voraussichtlich entstehenden notwendigen Kosten für
den dem Gerichtsvollzieher erteilten Auftrag.

AG Leipzig, Beschl. v. 15. 1. 2009
– 431 M 26798/08 –

A u s  d e n  G r ü n d e n :

I .

Aufgrund eines Räumungstitels in der oben genannten
Angelegenheit begehrt die Gläubigerin die Zwangsräumung
der schuldnerischen Wohnung im Anwesen H. in L.
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Der für die Zwangsvollstreckungsmaßnahme zuständige
Gerichtsvollzieher hat am 18. Dezember 2008 die Durch-
führung der Zwangsräumung von der Zahlung eines Kosten-
vorschusses der Gläubigerin in Höhe von 200,– Euro abhän-
gig gemacht.

Diese Verfügung ist nach Ansicht der Gläubigerin rechts-
widrig. Die Gläubigerin stützt ihre Ansicht darauf, dass der
Gerichtsvollzieher gemäß § 4 Abs. 1 GvKostG die Durchfüh-
rung des Auftrages von der Zahlung eines Vorschusses abhän-
gig machen kann, aber nicht muss. Des Weiteren trägt die
Gläubigerin vor, dass dem Gerichtsvollzieher hier ein pflicht-
gemäß auszuübendes Ermessen zusteht. Dieses Ermessen
habe der hier zuständige Gerichtsvollzieher grob miss-
braucht. Es werde im vorliegenden Fall nur noch die Heraus-
gabe der Wohnung durch den Gerichtsvollzieher beantragt.
Der Gerichtsvollzieher sei also nur noch damit beauftragt, den
Besitzentzug des Schuldners durchzuführen. Nach Ansicht
der Gläubigerin fielen hier keine erheblichen Kosten an. Dies
dokumentiere auch der vom Gerichtsvollzieher angeforderte
niedrige Vorschuss von 200,– Euro. Die Gläubigerin weist
ferner darauf hin, dass sie als Großvermieterin in L. in Räu-
mungssachen überhaupt keine Vorschüsse mehr leiste, son-
dern auf die Rechnungen der Räumungsgerichtsvollzieher
warte. Diese Rechnungen würden dann sofort und in voller
Höhe bezahlt. Diese Praxis sei gerichtsbekannt. Der vor-
liegende Fall, so die Gläubigerin biete keinen Anlass, von der
bewährten Praxis abzuweichen.

Der betroffene Gerichtsvollzieher begehrt in seiner Stel-
lungnahme vom 22. Dezember 2008 die Abweisung der
Erinnerung.

In seiner Stellungnahme vom 22. Dezember 2008 führt
der Gerichtsvollzieher und hiesige Antragsgegner aus, dass
die Gläubigerin und hiesige Antragstellerin die Gesetzeslage,
wonach er zur Geltendmachung eines Vorschusses berechtigt
sei, korrekt wiedergegeben habe. Ferner weist der Gerichts-
vollzieher darauf hin, dass in der Vergangenheit mehrfach
Kosten erst nach mehrmaliger Aufforderung beglichen wor-
den seien. Darüber hinaus seien in einem in der Stellung-
nahme näher bezeichneten Verfahren seit dem 24. Juli 2008
die Kosten noch immer nicht beglichen.

Ferner weist er darauf hin, dass alle Gläubiger, auch Groß-
und Dauergläubiger, welche die erste Kostenmahnung taten-
los verstreichen ließen, bei erneuter Beauftragung eine
Vorschussabforderung erhielten, damit die Kosten nicht zu
Lasten der Justizkasse gingen.

Den Verweis auf die bisherige Praxis und die Meinung
anderer Gerichtsvollzieher hält der betroffene Gerichtsvoll-
zieher unter Verweis auf § 45 GVO für unerheblich, da jeder
Gerichtsvollzieher seinen Geschäftsbetrieb nach eigenem
pflichtgemäßen Ermessen regele, soweit keine besonderen
Bestimmungen bestünden.

In ihrer Replik vom 7. Januar 2009 stellt die Gläubigerin
die bisher an den betroffenen Gerichtsvollzieher getätigten
Zahlungen im Jahr 2008 dar. Im Hinblick auf das eine im
Schriftsatz des Gerichtsvollziehers näher bezeichneten Ver-
fahrens teilt die Gläubigerin mit, dass diese Kosten bewusst
nicht gezahlt würden, da das Vorgehen des Gerichtsvollzie-
hers mit einer Erinnerung angegriffen worden sei. In solchen
Verfahren sei es üblich, den Gerichtsvollzieher vorerst nicht
zu bezahlen, sondern erst nach Abschluss der rechtskräftigen
Entscheidung.
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Die Gläubigerin führt aus, dass der Gerichtsvollzieher
darauf vertrauen könne, dass seine Rechnungen immer
pünktlich und vollständig bezahlt würden und dass somit
keine Veranlassung bestehe, sein Ermessen dahingehend
auszuüben, dass er von der Gläubigerin eine Vorschuss-
leistung abfordere. Das Ermessen des Gerichtsvollziehers
reduziere sich hier auf null, mit der Folge, dass er in diesen
Fällen überhaupt keinen Vorschuss mehr verlangen dürfe.

Der betroffene Gerichtsvollzieher weist in seiner Stellung-
nahme vom 14. Januar 2009 darauf hin, dass er nur dort einen
Vorschuss verlange, wo Drittgelder (z. B. für Schlosser) fällig
würden. Eine gesetzliche Befreiung der Gläubigerin von der
Vorschusspflicht bestehe nicht.

I I .

1. Die Erinnerung der Gläubigerin und hiesigen Antragstel-
lerin gemäß § 766 ZPO gegen die Vorschussanforderung
ist zulässig, aber unbegründet.

1.1 Die Erinnerung gemäß § 766 ZPO gegen eine Vor-
schussanforderung ist statthaft (vgl. Baumbach/Lauter-
bach/Albers/Hartmann, ZPO, 67. Auflage (2009), § 766
Rdnr. 33; Hartmann, Kostengesetze 38. Auflage (2008),
§ 4 GvKostG Rdnr. 23).

1.2 Die Gläubigerin gehört nicht zu dem Kreis der gesetzlich
vorgesehenen Ausnahmen (DB-GvKostG Nr. 3; § 4 Abs. 1
Satz 3 und 4 GvKostG).

Die L. GmbH ist als privatrechtlich organisierte Gesell-
schaft weder Körperschaft noch Anstalt oder Stiftung des
öffentlichen Rechts.

1.3 Auch die sonstigen Ausnahmetatbestände der vor-
genannten Vorschriften liegen hier nicht vor, insbeson-
dere kann sich die Gläubigerin auch nicht auf eine im
Zusammenhang mit der Zwangsvollstreckung nach § 885
ZPO bei bestimmten juristischen Personen bestehenden
Kostenfreiheit nach § 2 GvKostG berufen (vgl. Hartmann,
Kostengesetze, 38. Auflage (2008), § 4 GvKostG Rdnr. 7;
Meyer, Kommentar zum Gerichtsvollzieherkostengesetz
(2005), § 4 Rdnr. 5).

1.4 Entgegen der Ansicht der Gläubigerin, dass die Anfor-
derung eines Vorschusses im pflichtgemäßen Ermessen
des Gerichtsvollziehers steht, ist der Gerichtsvollzieher
seit der Novellierung des GvKostG zum 1. Mai 2001 ge-
mäß § 4 Abs. 1 GvKostG zur Zahlung eines Vorschusses
verpflichtet. Der bis dahin geltende § 5 GvKostG, der die
Vorschussanforderung in das Ermessen des Gerichtsvoll-
ziehers stellte, ist damit obsolet.

Die Neufassung der Vorschrift dient der Sicherung des
Kosteneingangs für die Landeskasse, so dass ein Ermes-
sensspielraum für den Gerichtsvollzieher bezüglich der
Anforderung des Vorschusses nicht besteht, sondern die
Anforderung eine Amtspflicht darstellt (vgl. LG Franken-
thal, Beschluss vom 25. August 2004 – 1 T 198/04, DGVZ
2004, S. 187 und 188); Hartmann, Kostengesetze,
38. Auflage (2008), § 4 GvKostG., Rdnr. 3 m. w. N.; a. A.:
Meyer, Kommentar zum Gerichtsvollzieherkostengesetz
(2005), § 4 Rdnr. 2 m. w. N., der nicht vom Vorliegen einer
Amtspflicht ausgeht, sondern von einer Ermessensaus-
übung des Gerichtsvollziehers). Die Begründung der
Gegenmeinung, die von einem Ermessen ausgeht (vgl.
Meyer, Kommentar zum Gerichtsvollzieherkostengesetz,
2005, § 4 Rdnr. 2 m. w. N.) vermag nicht zu überzeugen,
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da sie lediglich davon ausgeht, dass die Annahme einer
Amtspflicht vom Wort der Vorschrift nicht gedeckt sei.

Die frühere Formulierung in der Nummer 9 Absatz 1 der
Gerichtsvollzieherkostengrundsätze, wonach keine Ver-
pflichtung zur Anforderung eines Vorschusses besteht,
wenn mit Sicherheit zu erwarten ist, dass die Kosten nach
Erledigung des Auftrags gezahlt werden, ist nicht in die
nunmehr geltenden Bestimmungen übernommen wor-
den.

1.5 Es besteht mithin auch hier bei der Räumung von Wohn-
raum eine Amtspflicht des Gerichtsvollziehers, einen
Vorschuss anzufordern, da wie oben ausgeführt keiner
der Ausnahmetatbestände vorliegt.

1.6 Zu Recht weist das LG Frankenthal (Beschluss vom
25. August 2004 – 1 T 198/04, DGVZ 2004, S. 187 und
188) darauf hin, dass sich ein Gläubiger nicht darauf
berufen kann, dass Gerichtsvollzieher in gleich gelager-
ten Fällen des gleichen oder anderer Gläubiger auf die
Leistung eines Kostenvorschusses verzichten, da es sich
um eine Amtspflicht des Gerichtsvollziehers handelt.
Es gibt, darauf erlaubt sich das Gericht hinzuweisen,
keine Gleichheit im Unrecht (so auch LG Frankenthal,
Beschluss vom 25. August 2004 – 1 T 198/04, DGVZ
2004, S. 187 und 188).

Die von der Gläubigerin vorgetragene Praxis wird zur
Folge haben, dass die übrigen Gerichtsvollzieher künftig
gleichfalls kostendeckende Vorschüsse anzufordern
haben, da die Sicherung des Eingangs der Kosten für
die Landeskasse kein disponibles Rechtsgut darstellt.
Außerdem könnte das Unterlassen von Vorschussanfor-
derungen als Amtspflichtverletzung dienstrechtliche Kon-
sequenzen für die Gerichtsvollzieher nach sich ziehen.

1.7 Aus der Nummer 3 der sächsischen VwV DB-GvKostG
ergeben sich ebenfalls keine anderen Regelungen im
Zusammenhang mit der Anforderung von Vorschüssen.

2. Der im vorliegenden Fall angeforderte Kostenvorschuss
in Höhe von 200,– Euro ist ebenfalls nicht zu beanstan-
den.

Die Höhe des Vorschusses richtet sich – unabhängig von
der Höhe der beizutreibenden Summe bzw. des Wertes
des Auftrags – allein nach den voraussichtlich entste-
henden notwendigen Kosten (Gebühren und Auslagen)
des dem Gerichtsvollzieher erteilten Auftrags. Er ist
dabei so zu bemessen, dass die voraussichtlichen Kos-
ten gedeckt sind (vgl. Meyer, Kommentar zum Gerichts-
vollzieherkostengesetz (2005), § 4 Rdnr. 7).

Die Gläubigerin hat den Auftrag zur Zwangsvollstreckung
nach § 885 ZPO insoweit beschränkt, dass der Gerichts-
vollzieher nur zur isolierten Durchführung der Heraus-
gabevollstreckung verpflichtet ist (vgl. BGH, Beschluss
vom 17. November 2005 – I ZB 45/05, NJW 2006, S. 848
und 849; LG Mönchengladbach, Beschluss vom 24. Juli
2006 – 5 T 271/06, DGVZ 2006, S. 200 und 201).

Dies hat der Gerichtsvollzieher hier berücksichtigt, da er
die Kosten für eine mögliche Räumung der Wohnung ge-
rade nicht in Ansatz gebracht hat. Der Gerichtsvollzieher
hat die im Zeitpunkt des Auftragseingangs voraussichtli-
chen Auslagen nach Nummer 700 ff. KVGv nach seinem
pflichtgemäßen Ermessen geschätzt (vgl. Hartmann, Kos-
tengesetze, 38. Auflage (2008), § 4 GvKostG, Rdnr. 9; AG
Berlin-Wedding, Beschluss vom 12. Juli 2004 – 35 M
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8075/04, NJH RR 2005, S. 162 und 163). In der Recht-
sprechung wird für eine Räumung ein Betrag von 400,–
bis 500,– Euro in Ansatz gebracht (vgl. Hartmann, Kos-
tengesetze, 38. Auflage (2008), § 4 GvKostG, Rdnr. 9). Im
vorliegenden Fall hat der Gerichtsvollzieher nur die
Kosten für die Öffnung des Wohnungsschlosses in Ansatz
gebracht, aber nicht die für den Abtransport der Sachen
aus der Wohnung. Die Gläubigerin selbst räumt ebenfalls
ein, dass im vorliegenden Fall keine erheblichen Kosten
anfallen und der Vorschuss von 200,– Euro gering ist.

3. An der Anforderung des Vorschusses muss allerdings
gemäß § 4 Abs. 1 Satz 2 GvKostG die Frage unterschieden
werden, ob die Durchführung des Auftrags von der Zah-
lung des Vorschusses abhängig gemacht werden kann.

Da die Anforderung des Vorschusses nach § 4 Abs. 1
Satz 1 GvKostG ins Leere geht, wenn die begehrte Voll-
streckungshandlung, hier also die Räumung, bereits vor
Eingang des Vorschusses durchgeführt wird, bleibt dem
Gerichtsvollzieher wenig Ermessensspielraum. Darauf
hat das LG Frankenthal in seiner Entscheidung vom
25. August 2004 (Beschluss vom 25. August 2004 – 1 T
198/04, DGVZ 2004, S. 187 und 188 (188); Hartmann,
Kostengesetze, 38. Auflage (2008), § 4 GvKostG, Rdnr. 3
m. w. N.) zu Recht hingewiesen. Anhaltspunkte dafür,
dass es sich hier um einen Eilfall handelt und der
Gerichtsvollzieher noch vor Zahlung des Vorschusses mit
der Vollstreckungsmaßnahme beginnen musste, sind
weder vorgetragen noch aus der Akte ersichtlich (vgl. zu
dem möglichen Ausnahmefall LG Frankenthal, Beschluss
vom 25. August 2004 – 1 T 198/04, DGVZ 2004, S. 187
und 188 (188)). Die Gläubigerin wendet sich, darauf sei
hier auch hingewiesen, nicht dagegen, dass der Gerichts-
vollzieher den Beginn seiner Tätigkeit von dem Eingang
des Vorschusses abhängig gemacht hat, sondern gegen
die Zahlung des Vorschusses überhaupt.

Nach Ansicht des Gerichts findet hier, da kein gesetzlich
geregelter Ausnahmefall vorliegt, für die Anforderung
des Vorschusses eine Ermessensreduzierung auf null mit
der Folge statt, dass der Gerichtsvollzieher den Vor-
schuss verlangen muss. Unterlässt er nämlich die Anfor-
derung, so begeht er eine Amtspflichtverletzung.

4. Anhaltspunkte dafür, dass der Vorschuss nicht ord-
nungsgemäß angefordert worden ist, sind aus der Akte
nicht erkennbar.

5. Zusammenfassend ist festzuhalten, dass die Anfor-
derung des Kostenvorschusses nach Grund und Höhe
nicht zu beanstanden ist, so dass die Erinnerung als
unbegründet zurückzuweisen war.

§ 885 ZPO; § 152 ZVG; § 13 GvKostG

Auch nach Aufhebung eines Zwangsverwaltungsverfahrens
bleibt der Zwangsverwalter Kostenschuldner für eine von
ihm vorher beauftragte Räumung.

AG Brühl, Beschl. v. 10. 11. 2008
– 44 M 866/08 –

G r ü n d e :

I .

Der Erinnerungsführer beantragte als Zwangsverwalter am
24. April 2008 die Räumung einer Wohnung nebst Tief-
garagenstellplatz. Auf Anforderung des Gerichtsvollziehers
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zahlte er dafür einen Vorschuss in Höhe von 3 000,– Euro. Am
27. Juni 2008 wurde die betreffende Wohnung zwangs-
geräumt. Anwesend war im Auftrag des Erinnerungsführers
für diesen ein Rechtsanwalt. Es stellte sich heraus, dass ein
Kfz aus der Tiefgarage zu entfernen und einzulagern war, wo-
für zusätzliche Kosten anfielen. Die Zwangsverwaltung wurde
mit Beschluss des Amtsgerichts vom 22. August 2007 auf-
gehoben, weil die Gläubigerin ihren Antrag zurückgenommen
hatte. Der Versteigerungstermin wurde auf Antrag vom 31. Au-
gust 2007 auf den 8. November 2007 verlegt. Mitte November
2007 erhielt der Gerichtsvollzieher die Rechnungen von der
Spedition und der Automobilfirma. Daraufhin stellte er dem
Erinnerungsführer unter dem 27. November 2007 restliche
Kosten in Höhe von 846,66 Euro in Rechnung.

Dagegen wendet sich der Erinnerungsführer. Er ist der An-
sicht, dass er nach Aufhebung und Abrechnung der Zwangs-
verwaltung nicht mehr für diese Kosten einstehen müsse.

I I .

Die Erinnerung ist zulässig, aber unbegründet. Die Kosten-
rechnung des Gerichtsvollziehers vom 27. November 2007 ist
zunächst dahin auszulegen, dass nicht die im Briefkopf
genannte Anwaltskanzlei des Erinnerungsführers, sondern
dieser selbst Kostenschuldner ist. In allen Fällen, in denen
für eine Partei ein Rechtsanwalt handelt, haftet für die Ge-
richtsvollzieherkosten grundsätzlich nur die Partei (Gerlach,
in: Schröder-Kay, Das Kostenwesen der Gerichtsvollzieher,
11. Auflage, § 13, Rdnr. 8). Eine Auslegung in diesem Sinne ist
hier noch möglich, weil der Erinnerungsführer selbst Partner
der Anwaltskanzlei ist, an erster Stelle in deren Briefkopf
genannt wird und auch als Zwangsverwalter unter der Kanzlei-
anschrift handelte, von der aus der Vollstreckungsauftrag
erteilt wurde.

Der Erinnerungsführer wurde auch zu Recht wegen der
Gerichtsvollzieherkosten in Anspruch genommen. Denn als
Auftraggeber ist er gemäß § 13 Abs. 1 Nr. 1 GvKostG Kosten-
schuldner der Zwangsvollstreckung. Daran ändert nicht, dass
er als Zwangsverwalter Partei kraft Amtes war. Denn mit dem
Aufhebungsbeschluss endet zwar die Zwangsverwaltung
(BGH, Beschlüsse vom 10. Juli 2008, V ZB 130/07 und 131/
07). Das sagt aber nichts darüber aus, ob der Zwangsver-
walter damit auch sämtlicher Verbindlichkeiten ledig ist und
diese nunmehr auf den Schuldner oder den Gläubiger über-
gehen. Tatsächlich ergibt sich im Umkehrschluss aus § 12
Abs. 3 ZwVwV, dass der Zwangsverwalter weiterhin für von
ihm begründete Verbindlichkeiten haftet. Denn anderenfalls
wäre die Befugnis zur Begleichung von Verbindlichkeiten, zur
Bildung von Rücklagen und auch zu einem weiteren Rückgriff
auf den Gläubiger sinnlos und weder dem Gläubiger noch
dem Schuldner gegenüber zu rechtfertigen.

Richtigerweise hätte der Erinnerungsführer also eine Rück-
lage bilden und dazu gegebenenfalls weiteren Vorschuss vom
Gläubiger anfordern müssen, um die Rechnung des Gerichts-
vollziehers begleichen zu können. Zumindest hätte er sich vor
seiner Rechnungslegung bei dem Gerichtsvollzieher erkun-
digen müssen, ob und gegebenenfalls in welcher Höhe noch
weitere Kostenforderungen aus der Zwangsvollstreckung zu
erwarten sind.

Anmerkung der Schriftleitung:

Die Entscheidung wurde vom LG Köln mit Beschluss vom
8. Januar 2009 – Aktenzeichen 1 T 531/08 – ohne neue Grün-
de bestätigt.
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■ B U C H B E S P R E C H U N G
Zwangsvollstreckung aus der Sicht des Handels-, Erb-, Betreu-
ungs- und Minderjährigenrechts

von Uwe Wasserl, 2. Auflage, Juristischer Verlag Pegnitz GmbH,
2009, kartoniert, 20 Euro, www.juristischer-verlag-pegnitz.de

Über die Hälfte des Buches beschäftigt sich mit den  Grund-
lagen des Handels- und Gesellschaftsrechts. Die wesentlichen
Rechtsbegriffe wie Kaufmannseigenschaft, Haftungsübernahme,
Zwangsvollstreckung bei Firmenfortführung, Problematik Rechts-
nachfolge oder Firmenidentität werden behandelt. Neben den
einschlägigen Gesellschaftsformen werden deren Grundzüge,
ihre Organe sowie die Haftungsverhältnisse erklärt. Neu hinzu-
gekommen ist die Behandlung der englischen Limited (Ltd).
Ausführlich wird die Zwangsvollstreckung gegen den Kaufmann
und die einzelnen Handelsgesellschaftsformen aus der Sicht des
Gerichtsvollziehers dargestellt. Behandelt werden u. a. Gewahr-
sam, Titel und Pfändungsschutz.

Auch der „GmbH in Gründung“ ist ein eigener Punkt gewidmet.
Sehr übersichtlich dargestellt sind die Möglichkeiten des Um-
wandlungsgesetzes. Bedeutsam ist hier die Unterscheidung, ob
bei den einzelnen Umwandlungstypen Verschmelzung, Aufspal-
tung und Formenwechsel eine Rechtsnachfolge eintritt, oder wie
im letzten Fall, gerade nicht. Sämtliche Kapitel sind lehrbuch-
artig dargestellt, viele Grafiken erhellen das Verständnis für den
Leser und Beispielsfälle weisen auf problematische Rechts-
fragen hin.

Im Kapital „Zwangsvollstreckung in den Nachlass“ werden die
Grundzüge des Erbrechts umfassend dargestellt. Zur Zwangs-
vollstreckung im Erbfall beschränkt sich allerdings das Buch im
Wesentlichen auf den Abdruck der einschlägigen Vorschriften
der GVGA und von § 779 ZPO. So bleibt für den Praktiker durch-
aus manche Frage offen, insbesondere, wie Haftungsbeschrän-
kungen des Erben von diesem nachzuweisen und vom Vollstre-
ckungsorgan zu beachten sind. Die Zwangsvollstreckung gegen
Betreute und Minderjährige gibt einen guten Überblick über das
Betreuungsrecht. Ausführlich und gut dargestellt ist die Proble-
matik der Geschäftsfähigkeit, die stets im konkreten Einzelfall zu
prüfen ist.

Zu Recht betont der Autor, dass der Gerichtsvollzieher diese
selbst festzustellen habe und im Zweifel ein ärztliches Sach-
verständigengutachten einholen muss. Die Bezüge zwischen § 56
ZPO und § 104 Ziffer 2 BGB sind hergestellt. Bei der Vollstreckung
gegen Minderjährige fehlt ein Bezug auf den Beschluss des BGH
in DGVZ 2008, S. 159. Die Rechtsfolgen für die Rechtskraft und
Vollstreckung eines an eine prozessunfähige Partei zugestellten
Titels kommt nicht ganz deutlich heraus. Der Verweis auf die
Nichtigkeitsklage zur Durchbrechung der Rechtskraft wäre ange-
bracht.

Insgesamt handelt es sich jedoch um ein hervorragendes Lehr-
buch für Gerichtsvollzieheranwärter und den schon jahrelang in
der Praxis tätigen Gerichtsvollzieher, der hiermit nicht immer all-
tägliche Rechtsfragen auffrischen kann. Dieses leicht verständli-
che Werk kann allen Gerichtsvollzieheranwärtern und Gerichts-
vollziehern daher dringend empfohlen werden.

Stefan Mroß
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